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Schüler und Lehrlinge Ermässigung

Wenn diese Zeitung gedruckt wird, ist möglicherweise
in Zürich bereits eine Bürgeraktion im Rollen, die
durchaus kaiseraugsthafte Ausmasse annehmen kann.
Die «Gewaltfreie Aktion Milchbucktunnei» (GAM)
will einen vorläufigen Baustopp im Zürcher Express-
strassenhau erwirken, notfalls mit einer Besetzung des
Baugeländes. An den bisherigen Versammlungen der

GAM wurde vor allem auch von älteren Einwohnern
immer wieder betont, dass die Zürcher Bevölkerung
jetzt lange genug belogen und betrogen worden sei,
dass sie sich endlich für ihre Rechte wehren müsse. Der
folgende Artikel legt dar, wie es zu dieser heutigen
Situation kam, was für die Zürcher auf dem Spiel steht
und welchen Sinn Widerstand jetzt noch hat. bs

Politiker bei uns die Autobahnen wak-
ker in und durch die Stadtkerne geführt.
Bern, Luzern, Zürich, St. Gallen und
teilweise Basel sind die krassesten
Beispiele dafür. In Bern haben dann die
unmöglichen «geologischen Verhältnisse»

noch in den sechziger Jahren den
Politikern geholfen, den Planerunsinn
zu begraben; dafür werden jetzt die
Naherholungsgebiete rings um die Stadt
kaputtgemacht.

Die Chonik eines
Volksbetrugs

' In Zürich sind mit den städtischen
Expressstrassen derart handfeste
wirtschaftliche Interessen und Ambitionen

mählich eine Sensibilisierung der
Bevölkerung. Zudem konnte man nun die
zunehmende Verschandelung eines ganzen
Flussraumes durch die sich
vorwärtsschiebende Sihlhochstrasse beobachten.

1970/71 erhob sich eine eigentliche
Protestwelle gegen das Ypsilon über die
ganze Stadt, bestärkt noch durch die
überwältigende Annahme des
Umweltschutz-Verfassungsartikels durch das
Schweizervolk im Juni 1971.

In diese Stimmung hinein platzte
dann auch noch die (unbewilligte)
Veröffentlichung eines Gutachtens der
kantonalen Natur- und Heimatschutzkommission,

das schwerste Bedenken gegen
die Führung des Y äusserte und es als
«städtebaulich unverantwortbar» be-

Das kommt auf Zürich zu! Diese Riesenschlucht frisst sich von Schwamen dingen her
gegen das Staatzentrum vor. Man beachte das Mehrfamilienhaus in der rechten oberen

Ecke - eines von über hundert.

verbunden, wird von Automobil- und
Wirtschaftsverbänden ein solcher Druck
ausgeübt, dass sich die städtischen und
die kantonalen Behörden noch immer
und mit Nachdruck hinter das
Milliardenmonstrum stellen.

In den sechziger Jahren machte sich
vor allem lokale Opposition bemerkbar.
So etwa in Wollishofen, wo das wichtigste

Erholungsgebiet des Quartiers, der
Entlisberg, einer 900 Meter langen und
80 Meter breiten Autobahnschlucht der
N 3 (Chur-Zürich) weichen musste.
1962 verlangten die Wollishofer mit
11 400 Unterschriften die Überdeckung
des Entlisbergabschnitts. Der Bundesrat
war dagegen, unter anderem weil er ein
Präjudiz für weitere Tunnelwünsche in
Siedlungsgebieten fürchtete, und das
Stadtparlament schrieb das Volksbegehren

als «gegenstandslos» ab. Was zum
Schutz eines militärischen Übungsplatzes

möglich war (Autobahntunnel unter
der Thuner Allmend), sollte zum Schutz
von Siedlungs- und Erholungsgebiet
nicht in Frage kommen.

Mit der Zeit begannen einzelne Planer,

Architekten, Politiker usw. die
Konzeption des Ypsilons, dieser dreiar-
migen Autobahnverbindung mitten
durch das Stadtzentrum, grundsätzlich
in Frage zu stellen. Öffentlichkeitsarbeit
und Aufklärungskampagnen zu
siedlungs- und verkehrspolitischen Fragen,
betrieben aus den verschiedensten Winkeln

(Architekturstudenten, linke
Parteien, Mieterkampf, Architekten- und
andere Fachgruppen), bewirkten all¬

zeichnete; dieses wichtige Dokument
war der Öffentlichkeit seit 1968 mit
fadenscheiniger Begründung durch die
Behörden vorenthalten worden, und es
gehörte zu einer ganzen Reihe
unterschlagener Informationen.

Dieses Titelbild einer Broschüre der PdA zeigt ziemlich umfassend die verheerenden
Folgen des Expressstrassen-Y für die Stadt: Zerstörung von meist billigem Wohnraum,

Beeinträchtigung des Wohnwerts in weitem Umkreis, Vernichtung prächtiger
alter Alleen, Verschandelung ganzer Flussufer, Beeinträchtigung des öffentlichen
Verkehrs. Es illustriert auch die Niederwalzung des Volkswillens. Was es nicht zeigt,
ist die zusätzliche Autolawine, die sich an mehreren Stellen ins städtische Strassennetz
ergiessen wird; es zeigt auch nicht die weitere Steigerung der Bodenpreise, die
wiederum zusätzlichen Wohnraum verdrängen wird.

Manipulierter
Âbstimmungskampf...

Ein weiteres Manöver des Kantonsrates
bestand darin, ohne Rücksprache

mit den Initianten den Titel der
Volksinitiative «in irreführender Weise»
abzuändern, und zwar wurde dem
ursprünglichen Titel «Volksinitiative gegen
aas Expressstrassen-Y» noch der Zusatz
«. und für die Aufnahme der Südum-
jahrung Zürichs ins Nationalstrassen-
netz» angehängt. Das war eine klare und
unerlaubte Gewichtsverschiebung, denn
den Initianten und Unterzeichnern des
Volksbegehrens war es in ersterLinie um
die Streichung des Y gegangen und erst
in zweiter Linie um die Aufnahme der
Südumfahrung. Diese Prioritätenfolge
wurde durch den willkürlich abgeänderten

Titel verwischt. Es war vorauszusehen,

dass dies der Initiative einige
tausend Stimmen kosten musste, denn auch
die Südumfahrung stiess bereits auf
grosse Opposition der Bevölkerung, die
mittlerweile überhaupt gegen jeden
Strassenbau grossen Stils eingestellt war.

Nicht genug damit, die Kantonsregierung
musste noch mehr Munition gegen

die Initiative verschiessen. Die Weisung
des Regierungsrates, der sogenannte

Beleuchtende Bericht, mit dem die
Stimmbürger amtlich über die
Abstimmungsvorlage informiert wurden, war
mehr als fragwürdig ausgefallen. Die
Fachverbände gegen I und Y protestierten

in einem offenen Brief an aen
Regierungsrat gegen Inhalt und Form dieses
Berichts und warfen ihm vor, er enthalte
erhebliche Fehler, krasse Widersprüche
und «eine an sich unstatthafte Kritik an
der Volksinitiative, die zudem falsch
dargelegt wird». Es fehlten zudem
«entscheidende Unterlagen», es fehlten Hin-
weise auf die Expertisen von Fachleuten,

die Darstellung war unobjektiv, und
nicht einmal die Kosten waren in der
Vorlage enthalten.

Im Abstimmungskampf selbst wurde
von den Y-Befürwortern - zu denen
nebst den Automobilverbänden und den
Behörden insbesondere die Wirtschaft
und die Geschäftswelt gehören:
Finanzinstitute, Warenhäuser, City-Vereini-
gung, Bauunternehmungen usw. - kaum
eine Manipulation und kaum eine
Demagogie unversucht gelassen. So wurde
zum Beispiel die Eröffnung des ersten
Y-Teilstücks, der äusserst umstrittenen
Sihlhochstrasse, auf wenige Tage nach
der Abstimmung hinausgezögert. Erfah-
rungsgemäss sind solche Eröffnungen
mit grossem Protest der betroffenen
Quartiere verbunden, was sich natürlich
auf die Abstimmung ausgewirkt hätte.

Der Umstand, class das Nein zum
Ypsilon auf dem Stimmzettel mit einem
Ja (zur Initiative gegen das Y) ausgedrückt

werden musste, wurde perfid zur
Verwirrung des Stimmbürgers ausgenützt.

(«Nein zu einem Millionenflick-
werk» mit dem Bild einer Expressstrasse
war eines der verbreitetsten Plakate der
Y-Befürworter!) Praktisch jedes Argument

der Gegner wurde in einer Flut
von Plakaten, Inseraten und schönen
Broschüren verdreht.

mit zwiespältigem
Ausgang

Trotzdem wurde im September 1974
in der Stadt Zürich die Initiative deutlich

angenommen bzw. das Ypsilon
verworfen. Im ganzen Kanton hingegen trat

das ein, worauf die Y-Befürworter
abgezielt hatten: Keine der Vorlagen
erhielt eine Mehrheit, der kleine Nein/
Nein-Überschuss liess beide Waagschalen

in die Tiefe sinken.
Formaljuristisch und in der Interpretation

der Behörden galt nun die
Meinung jener 11%, die zweimal Nein
geschrieben hatten, als «Volkswille», während

die 43%, die gegen das ganze Y
waren, plus die 46%, die für eine
Reduktion des Y stimmten, einfach
vernachlässigt wurden.

Der Regierungsrat interpretierte das
Ergebnis in dem Sinn, dass «das Volk
keine Veränderung des bisherigen
Konzeptes» wolle! Obwohl sich also 89%
der Stimmbürger für eine totale oder
teilweise Streichung ausgesprochen hatten.

Der Stadtrat, im Parlament darauf
angesprochen, was er angesichts der
Annahme der Initiative in der Stadt zu
tun gedenke, weigerte sich, «an der
Interpretation des Abstimmungsresultats
teilzunehmen».

Rezession statt
Demokratie

Im weiteren hat eine Untersuchung
zweier Soziologen kurz nach der
Abstimmung ergeben, dass zahlreiche
Stimmbürger der verwirrenden
Fragestellung zum Opfer gefallen sind und
ihren Stimmzettel falsch ausgefüllt
haben. Nach dieser Untersuchung hätten

in der Stadt 71%, auf dem Land
immer noch auf 55% der Urnengänger
eigentlich gegen das Ypsilon stimmen
wollen.

Obschon also sogar formal feststeht,
dass die Mehrheit cTer Stadtbevölkerung
gegen das Y ist, dass die grosse Mehrheit

der Kantonsbevölkerung zumindest
gegen die jetzige Form des Y ist, und
mit faktischer Sicherheit sogar gegen
das Y überhaupt, haben sich weder
Stadtrat noch Regierungsrat bemüssigt
gefühlt, auch nur um einen Zoll von
ihrer Haltung abzuweichen.

Im Gegenteil: Unter dem Vorwand
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Eine Zeitlang war es Mode, an öffentlichen

Bauwerken die Inschrift
anzubringen: «Durch den Willen des
Volkes». Solches steht beispielsweise über
dem Eingang zur Zürcher Universität.
Am Zürcher Expressstrassen-Ypsilon,
sollte es tatsächlich je einmal fertig
gebaut werden, müsste alle paar hundert
Meter eine grosse Tafel stehen: «Gegen
den Willen des Volkes». Vielleicht
ergänzt mit dem Untertitel: «Aber durch
den Willen der Wirtschaft und die
Zwänggrindigkeit der Regierung».

Tatsächlich ist jeder halbe Kilometer
dieser innerstädtischen Autobahnverbindung

auf mehr oder weniger harten
Widerstand der Bevölkerung gestossen.
Das Spektrum dieses Widerstandes
reichte von Protesten an
Quartierversammlungen über Petitionen,
Volksinitiativen, parlamentarische Vorstösse
aller Art bis zu Hausbesetzungen (1974
in Schwamendingen); unterstützt wurde
er von einzelnen Parteien, von
Fachvereinigungen und ganzen Pressekampa-,
gnen.

Obschon die Summe der Argumente
gegen das Ypsilon oder gegen Teile
davon immer deutlicher zum Ausdruck
brachte, dass es auf einer völlig verfehlten

Verkehrskonzeption beruht, obschon
die Stimmbürger der Stadt Zürich diese
Konzeption mehrmals deutlich ablehnten,

ist bis jetzt nicht mehr als
Oberflächenkosmetik daran betrieben worden:
Hier ein Stück weit unterirdisch, da
durch diesen Strassenzug statt durch
jenen, dort ein etwas kleineres
Anschlusswerk.

Die Geschichte des Zürcher Ypsilons,
dieses teuersten und umstrittensten
Nationalstrassenabschnittes, ist nicht
nur die einer Planungssturheit, sondern
gleichzeitig die Geschichte einer krassen
Misshandlung von Demokratie und
Volkswillen.

Dass Autobahnen nichts in den
Stadtzentren zu suchen haben und schon gar
nichts in den Zentren historisch gewachsener

Städte, hat man in Europa längst
herausgefunden. Nicht so in der
Schweiz. Während Grossstädte wie
Frankfurt, Köln, Paris, Mailand usw.
bereits umfahren waren, haben Planer und

Ein Frühlingsanfang
ohne Frauen?
Die «frauliche»
Märznummer des
«konzepts» bringt
ein Gespräch mit
Jutta Menschik
über
«Frauenbewegung
heute», einen
authentischen
Bericht vom
Brüsseler
Frauentribunal und
eine «Patriarchat»-
Besprechung von
Klara
Obermüller.
und natürlich ein
paar andere
«konzept»-The-
men für an Frauen
Uninteressierte!

Die Abschrift des Vortrags über
«Frauenbewegung heute», den Jutta
Menschik auf Einladung der
Progressiven Frauen Schweiz (PFS)
gehalten hat, ist gegen 2 Franken in
Briefmarken erhältlich bei: Redaktion

«das konzept», Rämistrasse 66,
8001 Zürich.
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der Rezessionsbekämpfung wird der
Bau des Y nun beschleunigt vorangetrieben.

Der Bau des Milchbucktunnels,
Kernstück des Y, der vom Bundesrat
gleich nach der Abstimmung um 4 Jahre
zurückgestellt worden war, wird jetzt
vorgezogen. Hinter dieser Eile steht
aber ein ganz anderer Gedanke: In den
Schubladen der Regierung liegt seit
anderthalb Jahren eine neue Initiative
gegen das Y, eingereicht von den POCH,
und diesmal mit einer einfacheren
Formulierung und ohne den Pferdefuss der
Südumfahrung. Diese Initiative muss
spätestens 1977 vor das Volk gebracht
werden. Und erneut versuchen die
Behörden, vorher das Volk vor vollendete
Tatsachen zu stellen.

3x versuchte- Demokratie
Der Proteststurm von 1971 und die

wachsende Opposition mündeten unmittelbar

in drei Versuche aus, den Y-Unsinn

zu stoppen:
1. Im März 1971 verlangte SP-Gemein-
derat Albert Näf mit 19 Mitunterzeichnern

vom Stadtrat die Durchführung
einer städtischen Konsultativab
Stimmung über das Y, damit man endlich
wisse, ob die Bevölkerung diese
Expressstrassen wirklich wolle oder nicht.
2. Die «Arbeitsgemeinschaft Umwelt»
(AGU), eine Vereinigung von Assistenten,

wissenschaftlichen Mitarbeitern und
Studenten beider Zürcher Hochschulen,
sammelte im Sommer innert Monatsfrist
45 000 Unterschriften für eine Petition
an die eidgenössischen Räte, welche um
Verzicht auf das Y ersuchte und dafür
die Aufnahme des gesamten Autobahnrings

um Zürich in aas Nationalstrassen-
netz vorschlug. Wenige Wochen zuvor
hatte die Bundesversammlung den
westlichen und den östlichen Teil dieser
Umfahrung ins Netz aufgenommen,
womit das Y seiner überregionalen
Verbindungsfunktion enthoben wurde.
3. Da man, in realistischer Einschätzung
der Lage, weder auf den Gemeinderat
noch auf irgendeine Wirkung der Petition

vertrauen konnte, hatte man noch
ein Hintertürchen entdeckt, das eine
Volksabstimmung auf jeden Fall erwirken

musste: eine kantonale Volksinitiative,
die den Kanton - im Fall der

Annahme - zwingen würde, von der
Bundesversammlung die Streichung des Y
aus dem Nationalstrassennetz zu verlangen

(sogenannte Standesinitiative)-, dafür
sollte, analog zur Petition, die Süd- und
Ostumfahrung aufgenommen werden
(Seetunnel), und die durch den Y-Verzicht

eingesparten Gelder sollten zur
umweltfreundlicheren Gestaltung des
ganzen Autobahnrings verwendet werden.

Die von einem überparteilichen
Komitee lancierte Initiative wurde am
1. Dezember 1971 mit 11 800
Unterschriften eingereicht.

Wie notwendig dieser dritte Schritt
war, erwies sich noch im selben Monat.
Die eidgenössischen Räte lehnten es ab,
auf die Petition einzutreten. Eine

GAM
Gewaltfreie Aktion
Milchbucktunnel
Die GAM ist seit 1. April ständig mit
Informationsständen auf dem Baugelände

anwesend. Sie ist vollständig
offen und jedermann zugänglich. Bis
13. April wurden drei Vollversammlungen

mit je 200-300 Teilnehmern
abgehalten, an denen unter anderem die
Lancierung einer Petition für einen
Baustopp beschlossen und eine Belagerung

oder Besetzung des Geländes
grundsätzlich bejaht wurde.

Die GAM ist erreichbar über
e Tel.-Nr. (01) 26 92 89
® Postfach 299, 8035 Zürich
a tagsüber an der Nikiausstrasse 4,
(Nähe Beckenhof)
Die neusten Informationen bringt
laufend die Telefonziitig (01) 39 11 12.

Y ablehnen würden, und deshalb musste
eine demokratische Abstimmung mit
allen Mitteln verhindert werden. Diese
demokratiefeindliche Haltung der
Behörden und grösstenteils auch der
bürgerlichen Parteien zeigte sich dann mit
aller Deutlichkeit in der nächsten
Runde, im Ringen um die kantonale
Volksinitiative gegen das Y.

Handstreiche des
Regserungsrates

Nun war also der Regierungsrat des
Kantons Zürich am Zug. Als erstes liess
er die Initiative fast ein Jahr lang in seiner

Schublade ruhen. In der Zwischenzeit
wurde vom Bund auf Drängen der

Zürcher Regierung hin der Nordast des
Y (Schwamendingen-Milchbuck) zum
Bau freigegeben.

Als zweiten Streich liess nun der
Regierungsrat diesen Abschnitt Hais
über Kopf in Angriff nehmen, im Wissen

darum, dass im Bau befindliche
Teilstücke in einer Abstimmung nicht
mehr zur Diskussion stehen, und mit der
Absicht, mit diesem begonnenen Teil-
stiick das Volk vor vollendete Tatsachen
zu stellen. Dieses Vorgehen kann durchaus

als vorsätzliches Eingreifen in eine

worden, damit sich die Mieter möglichst
nicht organisieren.) Im Laufe des nächsten

Jahres sollte dann erst mit den
;eigentlichen Bohrarbeiten für die erste
der zwei dreispurigcn Röhren begonnen
werden.

Gegen dieses neuerliche Fait accompli
der Behörden will sich nun die

«Gewaltfreie Aktion Milchbucktunnel»
(GÀM) wehren. Analog zu Kaiseraugst
soll eine grosse Volksbewegung die
Behörden dazu zwingen, endlich die
Volksrechte zu respektieren. Als ersten
Schritt fordert die GAM einen sofortigen

Baustopp am Milchbucktunnel, so
lange, bis eine ganze Reihe von Fragen
abgeklärt und die hängigen Probleme
gelöst sind.

Ungelöste
Verkehrsprobleme

Gründe für einen Baustopp gibt es
mehr als genug. Ungelöste Probleme
und Fragwürdigkeiten sind haufenweise
vorhanden:
o Für die Fortsetzung des Milchbucktunnels

unter dem Bahnhof und der Sihl
hindurch Richtung Sihlhochstrasse und
N 3 existiert noch kein Ausführungspro-

Flughofen

Woche zuvor hatte die bürgerliche
Mehrheit im Zürcher Gemeinderat
(Parlament) auf Antrag des Stadtrates
die Konsultativabstimmung abgelehnt.
Begründung: Über Nationalstrassen
entscheide der Bund zusammen mit den
kantonalen und den städtischen Behörden;

eine Befragung der Stimmbürger
erübrige sich.

Im Nationalstrassengesetz heisst es
aber, dass der Bund die Projekte den
Kantonen und Gemeinden zu unterbreiten

habe. Es heisst «den Gemeinden»,
nicht «den Gemeindebehörden». Dass
eine Gemeinde durch die Gesamtheit
der Stimmbürger besser repräsentiert ist
als durch neun Stadträte, wäre eigentlich

selbstverständlich, aber der Zürcher
Stadtrat hat einen chronischen Hang zur
liebevoll-väterlichen Bevormundung
seines Volkes.

Schon damals war klar, dass das Ypsilon
die ganze Stadt Zürich nachhaltig

verändern würde. Aber man wollte die
Meinung des «Souveräns» dazu bewusst
gar nicht erfahren. Man fürchtete
bereits damals, dass die Stimmbürger das

hängige Abstimmung gewertet werden.
Nebenbei bedingte der Bau dieses
erschlichenen Nordastes allein in Oerlikon
und Schwamendingen den Abbruch von
600 (hilligen) Wohnungen.

Und der dritte Streich folgte sogleich:
Kaum waren die Baumaschinen in
Schwamendingen aufgefahren,
beantragte die Regierung dem Kantonsrat,
die Initiative wegen formeller Mängel
ungültig zu erklären. Das dazu erforderliche

Zweidrittelsmehr kam im Rat
indessen knapp nicht zustande. Prompt
versuchten drei der Regierung nahestehende

Einzelpersonen, die Initiative
über den Umweg einer staatsrechtlichen
Beschwerde ans Bundesgericht zu bodi-
gen. Das Bundesgericht liess aber die
fadenscheinigen Argumente der Zürcher

Regierung grösstenteils abblitzen
und setzte die Volksrechte über
formelle Mängel. Die Begründung aus
Lausanne veranlasste den freisinnigen
«Bund» zu den Titeln «Schlappe für
Zürcher Regierung» und «Fällige Lektion

aus dem Bundeshaus». Die SP-Kan-
tonsratsfraktion kommentierte das
ganze Schachspiel: «Der Regierungsrat
hat juristische Fehler in dieser Volksinitiative

gesucht, um die ihm nicht
genehme Abstimmung zu verhindern.»

Kosmetik und Manöver
In der Zwischenzeit hatte man etwas

Kosmetik am Ypsilon betrieben und das
sogenannte «umweltfreundliche Y-Plus»
erfunden, das zwar ein paar der
schlimmsten Auswirkungen etwas
milderte, aber noch immer von derselben
völlig verfehlten Konzeption ausging.
Der Kantonsrat seinerseits beeilte sich
jetzt, die nun unvermeidliche
Volksabstimmung mit einem «Gegenvorschlag»
zu bereichern.

Man hatte inzwischen bereits
gemerkt, dass bei Alternativabstimmungen,

das heisst dann, wenn ein
Vorschlag einem Gegenvorschlag
gegenübersteht, sich die Kräfte zersplittern
und dann mit grosser Wahrscheinlichkeit

keiner der Vorschläge eine Mehrheit

findet. Damit bleibt alles beim
alten, und genau das war ja auch die
Absicht. Besonders pikant ist dabei,
dass der Gegenvorschlag des Kantonsrates,

das sogenannte «I», gar keine
Alternative bot, sondern lediglich das
zeitliche Zurückstellen des Y-Westastes.
Die Vorarbeiten für das Südportal des
Milchbucktunnels, nahe der Limmat,
sind Anfang April aufgenommen worden.

Dazu gehört der Abbruch von 15
zum Teil neueren Wohnhäusern. (Die
Kündigungstermine sind geschickterweise

über ein halbes Jahr gestaffelt

redaktionelles +4- redak
Auf Ende März ist der langjährige Redaktor Pierre Freimüller von seinem Posten
beim «konzept» zurückgetreten, «das konzept» sucht deshalb auf möglichst bald
einen/eine

REDAKTOR/REDAKTORIN
Erwünscht sind gute Kenntnisse in der schweizerischen Bildungs- und Hochschulpolitik

sowie journalistische Erfahrung.
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind bis zum 1.5.76 an den Präsidenten
des Herausgebervereins «das konzept» zu richten: Ernst Schneiter, Präs. VSS,
Erlachstrasse 9, 3012 Bern.

und politische
Stoppsignale
® Im Mai 1974 überwies das Stadtparlament

ein sozialdemokratisches Postulat,
wonach der Stadtrat den Verzicht

auf Y und I zugunsten einer vollständig
unterirdisch angelegten Westtangente
prüfen sollte. Das Postulat ist bis heute
unerledigt.
«> Schliesslich ist, wie bereits erwähnt,
seit einem Jahr eine Initiative hängig,
welche das ganze Ypsilon noch einmal
der Volksabstimmung unterwirft. Ehe
diese Abstimmung erfolgt ist, sollte
wohl kein neues Teilstück in Angriff
genommen werden dürfen. Zwar liegt die
abschliessende Kompetenz bei der
Bundesversammlung, aber es gibt immer
noch das bundesrätliche Versprechen,
dass keine Nationalstrasse gegen den
Willen einer Bevölkerungsmehrheit
gebaut werden soll.

Dieser ganze Katalog legt den Schluss
nahe, dass die Illegalität wohl eher auf
seilen der Behörden liegt als auf Seiten
der Gewaltfreien Aktion, selbst wenn
diese zu vordergründig illegalen Aktionen

wie Geländebesetzung greifen muss.

Fünf nach zwölf oder fünf
vor zwölf?

Die Frage erhebt sich allenfalls,
warum der Widerstand gerade beim
Milchbucktunnel ansetzt und cb es jetzt
nicht bereits zu spät dafür sei. Die erste

Frage ist einfach zu beantworten: Der
Tunnel stellt ein Kernstück des Y dar.
Mit ihm steht und fällt das ganze Ex-
pressstrassenkonzept. Ist er einmal
gebaut, wird sich eine Weiterführung
kaum vermeiden lassen. Mit 240 Mio.
veranschlagten Baukosten ist er auch
ein recht gewichtiger Brocken.

Damit drängt sich auch die Ansicht
auf, dass es eben gerade noch nicht zu
spät ist, den Bau dieses «Yrrsinns», wie
ein früheres Plakat der Y-Gegner lakonisch

festhält, abzustoppen. Die bereits
investierten 200 Millionen sind ein
schlechtes Argument, um die Fehlinvestition

nun noch auf zwei Milliarden
aufzustocken. Überdies hält sogar das
Eidgenössische Amt für Strassen- und
Flussbau fest, dass die jetzt im Bau
befindlichen oder fertigen Teilstücke nicht
wertlos und verloren wären, sondern
auch bei einem Verzicht auf Vollendung
des Y ihre guten Diensie leisten.

Der letzte Widerstand gegen das dem
Volk aufgezwungene Monstrum wird es
schwer haben. Viele der einstigen Y-Be-
kämpfer sind durch den langjährigen
Abnützungskrieg aller Instanzen müde
geworden. Die Bevölkerung hat
teilweise resigniert, vor allem in der älteren
Generation. «Da nützt ja doch alles
nichts mehr ...»

Gerade darum müsste eigentlich die
jetzige Aktion zum Prüfstein unserer
Demokratie werden. Zyrich, Zirich oder
Zürich? (Mit «ü» wie «überleben».)

Beat Schweingruber

Haupttangenten

jekt. Falls diese Fortsetzung überhaupt
je einmal gebaut werden kann, wird sie
frühestens 5-8 Jahre nach Vollendung
des Milchbucktunnels befahrbar sein. In
der Zwischenzeit werden sich stündlich
bis zu 5000 Fahrzeuge mitten im
Stadtzentrum ins städtische Strassennetz er-
giessen, was von diesem absolut nicht
verkraftet werden kann. Die Hälfte dieses

Verkehrsstromes wird über die
heute schon voll ausgelasteten Knotenpunkte

Central und Bahnhofplatz seinen
Weg suchen müssen. Der private und
vor allem auch der öffentliche Verkehr
in diesen Räumen wird unweigerlich
zusammenbrechen.

® Weder die städtischen noch die
kantonalen Planungsstellen haben konkrete
Vorstellungen darüber, wie dieser Verkehr

abgenommen werden und an den
bestehenden Engpässen vorbei ins
städtische Netz überführt werden soll. Es ist
anzunehmen, dass die Kredite für die
notwendigen Anschlussbauwerke (zum
Beispiel provisorische Brücke über die
Limmat) vom städtischen Stimmbürger
verweigert werden. Was dann passieren
soll, weiss niemand. Die Taktik der
Behörden geht offensichtlich dahin, ein
Verkehrschaos zu provozieren, unter
dessen Druck dannzumal die umstrittenen

Fortsetzungsbauten (Centraltunnel,
Cityring usw.) doch noch bewilligt würden.

Umweltproblem®
® Die vom Stadtrat immer wieder
versprochene Verkehrsentlastung der Quartiere

zwischen Oerlikon/Schwamendin-
gen und der Limmat ist illusorisch, da
der Nachfrageüberhang nach Verkehrsraum

immer noch gewaltig ist. Es hat
sich zudem im Limmattal und bei der
Sihlhochstrasse gezeigt, dass der Stadtrat

überhaupt nicht gewillt ist, parallel
zur Autobahn führende Quartierachsen
zu sperren, wie verschiedentlich versprochen.

Im Fall der Sihlhochstrasse haben
sich die Verkehrsmengen in den Parallelachsen

lediglich um 9-20% vermindert.
Das bedeutet für die lärm- und abgasgeplagten

Anwohner überhaupt keine
Verbesserung. Es beweist aber, dass die
Expressstrassen nicht der Kanalisierung
des bestehenden, sondern der Bewältigung

von zusätzlichem Privatverkehr
dienen.

« Die Lärm- und Abgasauswirkungen
auf die berührten Quartiere sind nicht
abgeklärt. (Auch Tunnels müssen
entlüftet werden!)
® Der Dringliche Bundesbeschluss von
1972 zur Raumplanung bezeichnet die
See- und Flussufer generell als Schutzgebiete.

Das Ypsilon nimmt aber über
weite Strecken die Flussufer und stellenweise

den ganzen Flussraum in
Anspruch. Das neue kantonale Planungsund

Baugesetz zählt ausser den Gewässern

auch Parkanlagen, wertvolle Bäume
und Baumbestände zu den Schutzobjekten,

was alles vom Y in schwerwiegendem
Ausmass vernichtet wird. Zum

Thema Uferschutz verstieg sich der
städtische Tiefbaudirektor vor dem
Gemeinderat auf den Standpunkt, die Limmat

sei im fraglichen Bereich kein Fluss,
sondern ein Kanal

Studentische Wohngenossenschaft WOKO
Leonhardstrasse 19, 8001 Zürich

Die WOKO sucht 2 Liegenschaften
tetreuer(inrteii) für Kleinhäuser.

Fails Du Dich für studentische Wohnprobleme interessierst und an selbständigem

Arbeiten Freude hast, so melde Dich bis spätestens 27. April 1976 bei der
WOKO.

Deine Aufgaben umfassen:
® den Besuch der ca. 12 Kleinhäuser, die Dir anvertraut sind. Dies möglichst

zweimal pro Monat, damit Du alIfäliige Reparaturen, wie tropfende Wasserhahnen,

streikende Waschmaschinen u.a., veranlassen kannst, Dich aber auch um
den Mieter kümmerst, der mit den vielfältigsten Problemen zu Dir kommt.
Da diese Besuche meistens am Abend erfolgen, solltest Du 2 Abende pro
Woche zur Verfügung haben,

s die Mitarbeit in einem Team, das sich der studentischen Wohnprobleme
annimmt und sich auch mit den nötigen verwaltungstechnischen Aufgaben
auseinandersetzt.

Wenn möglich, solltest Du bereits Erfahrung als WOKO-Mieter haben, weiter
genügend Zeit (ca. 50 Std. pro Monat) und Dich für zwei Jahre für die WOKO
verpflichten können.
Dafür bieten wir Dir eine WOKO-Bude (nach freier Wahl, jedoch gegen Bezahlung),

einen Lohn von ca. 750 Fr. pro Monat und freie Arbeitszeit.
Deine schriftliche Bewerbung erreicht uns an der Leonhardstrasse 19, 8001
Zürich.

Umweltunterricht -
Fall Schweiz

«Stiefkind der Erzieher» von Holger
Strohm - «das konzept» Nr. 3/1976

Holger Strohm berichtet darüber, dass
in der BRD die Umwelterziehung noch
ein Stiefkind sei. Dazu möchte ich auch
ein kleines Müsterchen erzählen - diesmal

aus der Schweiz.
Vor anderthalb Jahren gab ich im

Auftrag einer grossen schweizerischen
Umweltschutzorganisation Kurse in
Mittelschulen, Gymnasien, Techniken,
Seminarien usw. Ganz besonders wichtig

wäre natürlich die Lehrerausbildung
und -Weiterbildung! Die Seminarien der
deutschsprachigen Schweiz wurden mit
zwei Briefen auf diese Möglichkeit
aufmerksam gemacht. Resultat: Ganze drei
Schulen konnten sich entschliessen,
einen ganzen resp. einen halben Tag in
den Dienst der Sache zu stellen (Zofingen,

Menzingen, Brugg). Bei sieben
verschiedenen staatlichen oder privaten
Lehrervereinen mit eigenen
Weiterbildungskursen habe ich angeklopft: Kein
einziger konnte sich dafür erwärmen!

Das will natürlich nicht heissen, dass
überhaupt nichts geschieht punkto
Umwelterziehung. Selbstverständlich gibt es
viele Lehrer, denen die Erhaltung einer
natürlichen Umwelt ein grosses Anliegen

ist. Es zeigt aber, dass sich die Lehrer

nur nicht von aussen irgendwie
dreinreden lassen wollen! In vielen
Bereichen mag das seine Berechtigung

haben oder sogar durchaus gesund sein.
Wenn es aber um nichts weniger als die
Zerstörung der Welt geht, miissten
vielleicht sogar die Lehrer ihre Haltung
gelegentlich überprüfen! Sie wären es den
Kindern schuldig.

André Masson, Langenthal

ij$5fe«!2£pi
Redaktion und Administration: Rämistrasse 66,
CH-8001 Zürich, Schweiz; Telephon 0 (01)
47 75 30, Postscheckkonto: 80-37626.

Redaktion: Konrad Fisler, Ruedi Küng, Rolf Nef,'
Beat Schweingruber.
Artikel geben jeweils nur die Meinung des Verfassers

wieder.
Nachdruck nur nach vorheriger Absprache mit der
Redaktion und mit Quellenangabe gestattet.
Für unverlangt zugesandte Unterlagen wird keine
Verantwortung übernommen.

Herausgeber: Verein «das konzept» (Mitglieder:
Verband der Schweizerischen Studentenschaften,
Studentenschaft der Universität Zürich, Verband
der Studierenden an der ETHZ).
Erscheinungsweise: Monatlich an allen Hochschulen,

Technika, Lehrerseminarien, Musikkonservatorien,
Höheren Wirtschafts- und Verwaltungsschulen

und Schulen für Sozialarbeit der deutschen Schweiz
sowie am Kiosk. Auflage 36 000

Inserate: Mosse-Annoncen AG,
Limmatquai 94, CH-8023 Zürich,
Tel. 0 (Ol) 47 34 00, Telex 55 235
1-sp-mm-Zeile— .62 Fr. (übliche Rabatte)
Druck und Versand: Tages-Anzeiger, Postfach,
8021 Zürich.

Redaktionsschiuss Nr. 5: 30. 4. 76
Nr. 6: 18. 5. 76

ünseratenschluss Nr. 5: 7. 5. 76

>S
Zum Inserieren einfach Talon ausfüllen (maximal 8 Zeilen) und einsenden an MOSSE-Annoncen
AG, Postfach, 8023 Zürich, und Betrag (Kontaktinserat inkl. Chiffregebühr: Fr. 15.-, Kleininserat:
Fr. 12.-) auf Postscheckkonto 80-1027, Mosse AG, 8023 Zürich, einzahlen, mit Vermerk
«Kontaktinserat «das konzept?» bzw. «Kleininscrat «das konzept? » auf der Rückseite vom Abschnitt des
Einzahlungsscheins. Falls Platz nicht genügt, weiteren Talon ausfüllen und doppelten Betrag einzahlen.

Ihr Inserat erscheint nach Ueberweisung des Betrages. Diskretion zugesichert. Unter dieser
Rubrik werden keine kommerziellen Inserate angenommen.
Text (der angegebene Rahmen darf nicht überschritten werden):

Kontaktinserat* (Fr. IS.—) Kleinznserat* (Fr. 12.-) *Nichtzutr. streichen

Name und Adresse:



das konzept 5. Jahrgang Nr. 4 April 197ß \pmêxsxfg n©©d 3

<konzept»-Report über Hintergründe von Lehrerentlassunsen in der Schweiz

«...staatstreu,
loyal und vaterländisch »

Wer darf unsere Kinder unterrichten? «Volksverhetzer
und Staatsfeinde» für die einen, Bürger, die von ihren
demokratischen Rechten Gebrauch machen, für die
andern: fortschrittliche Lehrer, dienstverweigernde Lehrer,

politisch engagierte Lehrer. Bald jeder Schweizer
Kanton hat seinen «Fall». Ob in Bern, Aargau oder
Zürich, Lehrer werden aus politischen Gründen entlassen

oder nicht zum Schuldienst zugelassen. Die
Vorwürfe, die Entscheide der Behörden gleichen sich in
den meisten Fällen aufs Haar. Nicht Politisieren im
Unterricht, Beeinflussung von Kindern in den
Schulstunden steht zur Diskussion. In fast ausschliesslich
allen bisher bekannten Fällen geht es um Aktivitäten
ausserhalb der Schulstuben. Darf ein Lehrer den
Dienst in der Armee verweigern? Darf ein Lehrer politisch

aktiv sein? Muss ein Lehrer, ein Beamter also,
besonders staatstreu sein? Behörden und konservative
Parteien fordern klare Verhältnisse: Entlassung. Nicht

Warum soll ein dienstverweigernder
Lehrer nicht mehr unterrichten dürfen,
auch wenn er in seiner Klasse nicht über
politische Themen spricht? «So ein Lehrer

ist doch einfach kein Beispiel mehr»,
meint der Zürcher Kantonsrat Theodor
Rüegg (fdp.). Denn: «Für mich hat ein
Schweizer Bürger, der nicht einmal den
waffenlosen Dienst leisten will, ganz
einfach einen Dachschaden.» Der streitbare

Rechtsfreisinnige hat denn auch
eine Initiative angekündigt, die alle
Dienstverweigerer - gleich ob aus
religiösen, ethischen oder politischen Gründen

- generell vom Schuldienst entfernen

will.
Den Initianten gehen die «Grundsätze»

des Zürcher Erziehungsrates zu
wenig weit. Seit letztem Dezember können

nämlich Lehrer im Kanton Zürich
entlassen werden, wenn
o «die Vertrauenswürdigkeit wegen
staatsfeindlicher Tätigkeit fehlt».
«Insbesondere wird die Vertrauenswürdigkeit
in Zweifel gezogen», wenn ein Lehrer
nach einschlägiger Verurteilung «in der
Schule oder in der Öffentlichkeit für die
Dienstverweigerung eintritt oder eingetreten

ist bzw. einer Vereinigung angehört
oder angehört hat, welche diesen Zweck
verfolgt».

• «gegen einen Lehrer ein gerichtliches-
Urteil wegen Dienstverweigerung
vorliegt, wird sein Eintritt in den Schuldienst

grundsätzlich verweigert», bzw.
«ist seine Entlassung zu beantragen».
e ein Lehrer «aus religiösen oder
ethischen Gründen in schwerer Gewissensnot»

verurteilt wurde, «ist seine
Vertrauenswürdigkeit bezüglich seiner Haltung
zum Staat in Zweifel zu ziehen». Seine
Anstellung ist grundsätzlich zu überprüfen.

Der Zürcher Kantonsrat hat sich
Ende März in einer Monsterdebatte mit
dem «heissen Thema» befasst. Die
(bürgerliche) Ratsmehrheit liess keinen
Zweifel daran, dass sie keine Dienstverweigerer

im Schuldienst wünscht.
Langatmige Bekenntnisse zu Staat und
Armee aus der rechten Ratshälfte wurden

von links prompt als «1.-August-
Reden» apostrophiert, während bei
Kritikern der erziehungsrätlichen «Grundsätze»

eingeschmuggeltes Moskauer
Gedankengut vermutet wurde. Ob soviel
«Grundsätzlichkeit geriet bei den meisten

Rednern die Sache selbst beinahe
in Vergessenheit: SP-Mann Hansjörg
Braunschweig hatte in einer Motion
angeregt, dass Beamte (also auch Lehrer)
in ihren Freiheitsrechten nur dann ein-

erst heute, nicht von ungefähr. Lehrerentlassungen
haben auch in der Schweiz Tradition. Schon in den
dreissiger Jahren hat eine bürgerliche Mehrheit
Gesetzeszusätze durchgedrückt, die bis in die Formulierungen

heutigen Regelungen gleichen. «Dienstverweigernde

Lehrer haben es heute wohl am schwersten.
Verweigerung des Wehrdienstes äst ein sichtbares, ein
leicht fassbares «Vergehen». Nicht zufällig setzen hier
die meisten Behörden und Gerichte an. Das Bundesgericht

(ini Fall Froidevaux) wie beispielsweise der Zürcher

Erziehungsrat mit seinen «Grundsätzen betreffend
die Beschäftigung von Lehrern nach Verurteilung
wegen Dienstverweigerung oder Aufforderung und
Verleitung zur Verletzung militärischer Dienstpflichten».

Nicht zufällig wittern hier einige Rechtspolitiker
die Chance, mit pauscäralen Vereinfachungen auf Gehör

beim Stimmvolk zu stossen. «das konzept» hat
Material zur Lehrer(un)freiheit zusammengetragen.

zuschränken seien, wenn ihnen
«Gewaltanwendung zur Durchsetzung ihrer Ziele
oder Missbräuche ihrer Aufgabe nachgewiesen

werde. Er fand bei Rat und
Regierung kein Gehör. Erziehungsdirektor

Gilgen erwartet vom Lehrer eine
«besondere Treuepflicht gegenüber dem
Staat». So ist «die Auffassung, dass erst
bei Gewaltanwendung zur Durchsetzung
politischer Ziele gegen öffentliche
Bedienstete einzuschreiten sei, entschieden
abzulehnen». «Die Möglichkeit der
Beeinflussung von Schülern und Jugendlichen

durch Lehrer und Erzieher ist
derart gross, dass hinsichtlich der geistigen

Haltung keine Zugeständnisse
gemacht werden können.»

Kein® Zugeständnisse
«Keine Zugeständnisse» hatte der

Erziehungsrat seinerzeit bei der Prüfung
des «Falls Erwin Steiner» gemacht. Drei
dienstverweigernde Lehrer wurden mit
den neuen Grundsätzen überprüft, zwei
bestanden. Steiner fiel durch. Dem
zweimal wegen Dienstverweigerung
verurteilten Steiner wurde angelastet,
«widerrechtlich militärfeindliche
Flugblätter verteilt» zu haben (dies obwohl
ihn Bezirks- und Obergericht von diesem

Vorwurf freigesprochen haben).
Weder die Vorwürfe an Steiner noch die
Beschaffung der belastenden Tatbestände

(«Wie sich aus den Akten
ergibt .») konnten bis jetzt vom Erzie-

Bemokratlsches Manliest
Das «Demokratische Manifest» hat sich angesichts der zunehmenden Repression

gegen Lehrer in der Schweiz gebildet. Nach der Kampagne gegen den
Wintertnurer Lehrer Jürg Jost haben sich Lehrer, Lehrergruppen,
Gewerkschaftsgruppen und Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens im «Demokratischen

Manifest» zusammengeschlossen. Sie treten mit folgendem Anliegen an
die Öffentlichkeit:
Die gegenwärtige wirtschaftliche Rezession und die politische Verhärtung
bedrohen nicht nur die Arbeitsplätze, sie unterhöhlen auch die demokratischen
Rechte in unserem Land:
0 Immer mehr Lehrer werden aus politischen Gründen entlassen oder nicht
angestellt, obwohl sie fachlich ausgewiesen sind und von Eltern und Schülern
geschätzt werden.
© Im öffentlichen Dienst kommt es vermehrt zu politisch motivierten
Massnahmen.

o Die Massenmedien, vor allem Radio und Fernsehen, sind zunehmend einer
stillen Zensur unterworfen. Fortschrittliche Journalisten verlieren ihre Anstellung.

® In der Privatwirtschaft ist bereits eine Reihe von aktiven Gewerkschaftern
entlassen worden.

Durch solche Massnahmen ist in unserer Gesellschaft ein Klima der
Unsicherheit und Einschüchterung geschaffen worden. Verfassungsmässig garantierte

Grundrechte wie die Meinungsfreiheit, die freie Berufswahl, das Recht
auf politische und gewerkschaftliche Tätigkeit können nicht mehr ungestraft
ausgeübt werden.

Wir sind besorgt über diese Entwicklung. Gerade in kritischen Zeiten dürfen

der Spielraum der freien Diskussion und das Recht auf Veränderung nicht
eingeengt, sie müssen vielmehr erweitert werden. Ein demokratischer Staat
wird nient durch Verbote geschützt, sondern in der offenen Auseinandersetzung

mündiger Bürger weiterentwickelt.
Wir wehren uns dagegen, dass diese Auseinandersetzung durch einseitige

politische Entscheidungen, hinter denen einseitige Interessen stehen,
unterbunden wird. Es ist widersinnig und unehrlich, vom Bürger mehr Initiative
und Zivilcourage zu verlangen, und ihn dafür zu bestrafen, wenn er sie
beweist.

Wir glauben, dass nur durch den solidarischen Zusammenschluss aller
Betroffenen dem Abbau demokratischer Rechte, dem zunehmenden politischen
Druck und dem damit verbundenen Verunsicherungsprozess entgegengewirkt
werden kann. In einer lebendigen Demokratie gibt es keine Einzelfalle, in
denen nicht die Glaubwürdigkeit der Demokratie insgesamt auf dem Spiel steht.
Darum darf es in ihr keine Zuschauer, sondern nur Betroffene geben.

Bisher haben das Manifest unterzeichnet: Fritz Aeberli, Vorstand Typographia; Elisabeth ßach-
mann. Kantonsrätin; Max Bill; Fritz Billeter, Dr., Kunstkritiker; Pankraz Blesi, Dr., Mittelschullehrer;

Hansjörg Braunschweig; Paul Breitenmoser; Alice Briigger, Dr., Gesellschaft der Quaker; Ezio
Canonica, SBG; Walter M. Diggeimann. Schriftsteller; Hans Rudolf Hilty, Dr.; Max Frisch, Schriftsteiler;

Kurt Gloor, Filmemacher; Franz Hafner, Dr.; Mittelschullehrcr; Alfred Huber. Prof. ETH;
Hugo Hübscher, Schulpfleger; Andre Kaminski. Fernsehen; Wille Kobe, Pfarrer; Christoph Kuhn,
Redaktor TA; Konrad L. Lienert, Redaktor TA; Werner Lüdi. Mittelschullehrcr; Marco Mona,
Hr., Bezirksanwalt; Doris Morf; Adolf Muschg; Peter Noll, Prof. für Strafrecht, Uni; Sandro
Pedroli, Dr. med.; Paul O. Pfister, Redaktor «LeserZeitung»; Alfred Rasser, Kabarettist; Walter
Renschier, VPOD; Hans Rotter, Dr. med.; Hans Roy, Pfarrer; Martin Schaub, Filmkritiker; Max
Schmid, Schriftsteller; H. U. Schmutz, Dr., Mitarbeiter Evang. Hochschulpfarramt; Felix Schwarz;
Heidi Schweingruber, Schulpflegerin; Werner Sieg, Dr., Mittelschullehrcr; Hugo Sonderegger, Dr.,
Pfarrer am Grossmünster; Ernst Specker, Prof. ETH; H. U. Steger; Barltara Weiss, Heilpädagogin;
Rudolf Wullschlegcr, VPOD; Markus Zweifel, Laientheologe; Prof. von Albertini, Universität
Zürich; Heini Bloch, VPOD; Urs Egger, Pfarrer; Dorothe Jaum, Anwaltskollektiv; Richard Dindo,
Filmer, Nikiaus Meienberg, Schriftsteller; Alexander J. Seiler. Filmautor, Schlupfleger; Hugo
Schumacher, Kunstmaler; Rosina Kuhn, Kunstmalerin; Peter Schweiger, Regisseur; Stefan Dietrich,
Mittelschullehrcr; Peter Hürzeler, Karikaturist.

Das Volk
muss entscheiden

In Zürich hat sich ein kantonales
Initiativkomitee konstituiert, das,
gestützt auf Art. 29 Abs. 2 Ziff. 1

der Staatsverfassung und § 2 des
Gesetzes über das Vorschlagsrecht
des Volkes vom 1. Juni 1969,
folgendes Begehren stellt:
Der Kanton Zürich erlässt gesetzliche

Bestimmungen, die eine
Beschäftigung von Personen im
Lehrkörper sämtlicher Stufen des
zürcherischen Unterrichts- und
Bildungswesens untersagen, welche
wegen Dienstverweigerung zu einer
im Eidg. Strafregister noch nicht
gelöschten Freiheitsstrafe verurteilt
und aus der Armee ausgeschlossen
wurden. Diese Bestimmungen gelten
sinngemäss auch für Personen, welche

wegen Aufforderung zur
Dienstverweigerung verurteilt wurden.

Unser Essberg
«So frei sind unsere Schulen» titelte «das
konzept» im November 1974 und
veröffentlichte eine Reihe von damals
bekanntgewordenen «Fällen», von
Lehrerentlassungen aus politischen Gründen in
der Schweiz.

«So frei sind unsere Lehrer» hätte der
Titel zum nebenstehenden Report sein
können. Denn das Kapitel «politische
Tätigkeit der Lehrer» ist (noch) nicht
abgeschlossen. Im Gegenteil.

Berufsverbote, sogenannte
«Radikalenerlasse» nun auch in der Schweiz?
Noch nicht, zumindest noch nicht ganz.
Von Berufsbehinderungen zu sprechen
dürfte präziser sein. Von Berufsbehinderungen

in Bereichen, in denen der Staat -
unsere demokratisch verfasste Schweiz
also - ein weitgehendes Anstellungsmo-
nopol besitzt: in der Erziehung zum
Beispiel.

Eigentliche Berufsverbote gibt es bisher

wenige. Der Fall André Froidevaux
sticht hier heraus. Die Spitze des
berühmten Eisbergs. Aber eines Eisbergs
von beachtlicher grosse und Gewicht.
Und, um beim Bild des Eisbergs zu bleiben,

das meiste bleibt verborgen unter
der Oberfläche.

Aufgetaucht, zur Spitze des Eisbergs
gehörend, ist, wie oft im Erziehungsbetreich,

der Kanton Zürich. Der
Erziehungsrat hat hier «Grundsätze» verfasst,
die die Anstellung oder Entlassung von
dienstverweigernaen Lehrern regeln.
Eine komplizierte Eisbergspitze, zerklüftet,

mit Abgründen. Denn die «Grundsätze»

sind «differenziert», wie es heisst.
Einer ist auch bereits in eine Eisbergspalte

gefallen, Erwin Steiner, ein junger
Lehrer. Der Ànlass zur Errichtung dieses

Prüfungsbergs. Zwei andere haben die
Gratwanderung überstanden. «Nicht
überzeugend», urteilte damals der
«Tages-Anzeiger» und meinte die
ausgesteckte Prüfstrecke, nicht die Lehrer.
Eine Schikane soll nach dem Willen von
Volksvertretern noch eingebaut werden,
scharf und klar, die Guten von den
Bösen trennend, eine Volksinitiative mit
dem Tenor «Wer-gegen-unsere-Armee-

ist-darf-nicht-Lehrer-sein» (siehe Kasten
und Hauptartikel).

Knapp über und unter der Oberfläche,
dort wo es am nässesten, am kältesten ist,
ist unser Eisberg nicht mehr so strahlend
klar und weiss. Etlicher Schmutz hat ihn
verfärbt. Das Klima dort kann ungesund
sein. Hier bei uns also. Hohe Militärs
und Regierende, immer nahe beim
gesunden Volksempfinden, haben etliches
in die Luft gesetzt, das das freie Atmen
und Gehen gefährlich macht. Das
berühmte Billett «Sibirien einfach» ist -
zumindest des Klimas wegen - bald
überflüssig (vgl. «Unschweizerisches aus-'
merzen. ..»).

Hinter dem Eisberg, nur nach etlicher
Forschungsarbeit zu erkennen, heisst zu
verstehen, sind die Gefilde der Jurisprudenz.

Manches mag hier kompliziert
erscheinen, eines aber ist zumindest klar:
Verfassungen, Gesetze müssen ausgelegt,
interpretiert werden. Und da spielt das
politische Klima auch für Juristen eine
grosse Rolle (siehe «Auf dem Boden der
Bundesverfassung»

Tiefer, weit unter die Oberfläche zum
Verborgenen tauchen muss man, wenn
man etwas über die Opfer unseres
Eisbergs, die Aufs-Eis-Gelegten», erfahren
will. Denn der Eisberg hat schon viele
Opfer gefordert. Lehrer, denen

«staatsfeindliche Einstellung» vorgeworfen
wird. Nicht etwa Missbrauch des Unterrichts.

Ausser in den Fällen, wo es um
Sexualkunde in der Schule geht, ein
Thema, das viele lieber einfrieren wollen.
Wohl weil genaue Kenntnis so behaglich
warm macht. Nur wenige der
Gesinnungsopfer geben gerne Auskunft, was
ihnen bis heute, seit «ihrem Fall»,
widerfahren ist. Privat schon, aber nicht für
die Zeitung; sie fürchten um ihre neue
Stelle, (vgl. «Angst ist, was bleibt»).

Einige, noch viel zu wenige, haben
sich daran gemacht, den Eisberg zu
schmelzen, das sibirische Klima
aufzuwärmen. «Demokratisches Manifest»
heisst eine Gruppe von Leuten, Erzieher
verschiedenster Art, die sich für
demokratischere Verhältnisse einsetzen (siehe
Kasten).

Und wer weiss, vielleicht. vielleicht
gibt es tatsächlich Tauwetter.

Konrad Fisler

«Unschweizerisches ausmerzen ...»
mit dem Segen der Landesregierung

«Nicht vergessen! In dieser Strasse wolini
ein Dr. Konrad Farner, der die kommunistische

Tyrannei in der Schweiz errichten
will. Er und wer mit ihm verkehrt, sei

von allen Freiheitsliebenden verachtet.»
Dieses Plakat hängt schon lange nicht
mehr gegenüber dem Haus des Kunsthistorikers

und früheren PdA-Mitglieds.
Farner in Thalwil. Das war 1956 nach
dem Ungarn-Aufstand so; und das ist
doch schon so lang vorbei. Wenngleich
Farner bis 1957 unter öffentlichen
Beschimpfungen und Boykott so zu leiden
hatte, dass sich Kollegen öffentlich für

Strömungen der Zeit bleiben», an der
dann auch für den ehemals verfemten
Dr. Farner Platz war? Auf die Anfrage
des SVP-Mannes Heinrich Meier
gelobte die Zürcher Regierung 1973 zu
ebendem bewussten Dienstverweigerer
Erwin Steiner: «Eine schlichte Kritik an
staatlichen Einrichtungen und an der
Armee ist, woher sie auch kommen
mag, durchaus zulässig. Auch unrichtige
kritische Äusserungen über die Armee
und den Staat sind nicht schlechthin
verboten.» Die letzte Einschränkung
machte hellhörig, zu Recht, denn gut

Unterdrückung

hungsrat zweifelsfrei nachgewiesen werden.

Steiners pädagogische Fähigkeiten
sind nie in Zweifel gezogen worden, im
Gegenteil, «die diesbezüglichen
Berichte lauten gut bis sehr gut».

Eigentlich hatte Gilgen automatisch
alle Dienstverweigerer (ob politische,
ethische oder religiöse), aus Zürcher
Schulstuben verbannen wollen, doch die
Erziehungsräte stellten sich gegen ihn.
Die' nun vom Kantonsparlament
gebilligten «Grundsätze» werden von der
Erziehungsdirektion und der bürgerlichen
Ratsmehrheit gerne als «differenzierte
und angemessene Lösung» gepriesen.
Differenziert, weil sie zwischen politischen

und religiös-ethischen Motiven
unterscheidet; differenziert auch, weil
bei der erstmaligen Anwendung immerhin

zwei Lehrer «ihre Vertrauenswürdigkeit

glaubhaft machen» konnten und
somit weiter im Schuldienst geduldet
werden. Angemessen, weil - wie
beispielsweise Kantonsrat Haas (fdp.)
meint - nun «ein Hilfsmittel für die
Sicherstellung der Rechtsgleichheit» zur
Verfügung steht, denn «Leute, die den
Staat umkrempeln wollen, gehören nicht
in den Staatsdienst». Wobei - und das
machte die Debatte beispielhaft deutlich
- für bürgerliche Politiker ein
Wehrdienstverweigerer automatisch ein
«Staatsumkrempler» ist. Gilgen:
«. muss die Teilnahme an antimilitärischen

Veranstaltungen oder gar die
aktive Dienstverweigerung als in der letzten

Konsequenz staatsfeindlicher
Verstoss» angesehen werden.

Die «fragwürdige
Volksinitiative»

Was Gilgen nicht gelang, will ein
rund dreissigköpfiges Initiativkomitee
per Volksabstimmung nachholen. Das

Fortsetzung auf Seite 4

Unterdrückung
mit demokratischen
Mitteln

ihn einsetzen mussten, so sind die Zeiten

des kalten innenpolitischen Krieges
doch vorbei - so scheint es nur auf den
ersten Blick.

Hielt man es nicht für übertrieben,
wenn seinerzeit der 1965 verstorbene
Basler Gerrnanistikprofessor Walter
Muschg erklärte: «Ein Gelehrter, der
einmal als <Prokommunist> verdächtigt
worden ist, kann vor dem breiten Publikum

nur schwer verteidigt werden, auch
wenn der Vorwurf aus der Luft gegriffen

ist, weil wir in einer politisch vergifteten

Luft leben.» Und hatte nicht der
Zürcher Erziehungsdirektor Dr. Alfred
Gilgen vor ein paar Jahren erklärt, die
Universität solle «ein Ort der
Auseinandersetzung der verschiedenen geistigen

zwei Jahre später erklärt heute
Regierungspräsident und Erziehungsdirektor
Gilgen zum gleichen Fall Steiner,
solange in der Verfassung die
Wehrpflicht verankert sei, «muss die
Teilnahme an antimilitärischen Veranstaltungen

als in letzter IConsequenz
staatsfeindlicher Verstoss gegen die
geltende Rechtsordnung angesehen
werden».

Wohiverhalten verlangt
Ist das ein Gesinnungswechsel? Während

des letzten Jahres ist viel von einer
Verschärfung der Repression gesprochen

worden. Tatsächlich geht der eid-
Fortsetzung auf Seite 4
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f'.nössische Staat auf den verschiedenen
benen heute systematischer und schärfer

gegen seine Kritiker vor, indem er
ganz offen Berufshindernisse institutionalisiert

und so Wohlverhalten gemäss
von ihm aufgestellten Prinzipien als
Bedingung stellt. Aber wer heute
erschreckt, der erwacht spät: Lehrer durften

schon 1952 nicht «links» sein:
«Mit der Erziehung unserer Jugend zu

veran twortungsbewussten Sch weizer
Bürgern hat unser Volk den Lehrern
eine der wichtigsten Aufgaben anvertraut

Um unsere Kinder von den
verderblichen Einflüssen einer unschweizerischen

und undemokratischen Geisteshaltung

zu bewahren, empfehlen die
unterzeichneten Parteien den Stimmberechtigten,

folgende Primarlehrer am 2. März
nicht mein zu bestätigen ...» (Erklärung
zu den Primarlehrer-Bestätigungswah-
len in der Stadt Zürich vom 2. März
1952) gegen Felix Guyer. Frieda und
Max Meier, Fritz Rüegg, unterzeichnet
von BGB. Christlichsozialer Partei,
Demokratischer Partei, EVP, FP und
Landesring).

«Wie Sange duldet man
noch ...?»

Wenn ein Mitglied der Landesregierung
die bürgerliche Parlamentsmehrheit

dafür lobt, dass selbst ein durch den
Willen der Bürger in ein Amt gebrachter

Volksvertreter an der Wahrnehmung
einer Aufgabe entgegen allen
Abmachungen gehindert wird, so liegt die
Folgerung nicht fern, dass auch aie administrative

Berufsverhinderung bei Lehrern
den obrigkeitlichen Segen hat. So
geschah es dann auch 1974 im Falle
Froidevaux. Der Aargauer Grossrat
Jakob Flüssy, BGB, hatte Erfolg mit seiner

Anfrage: «Wie lange duldet man es
noch, dass Lehrer Froidevaux in Schafis-
iheim als Lehrer tätig sein darf?» Im
Sommer 1974 wurde dem Kriegsdienstgegner

vom Aargauer Erziehungsdepartement
die Wanlfähigkeit als Lehrer

entzogen. Und wundert es in diesem
Klima der jahrelangen Hätz noch, dass
die Stimmen von Kollegen und Eltern
nichts auszurichten vermochten und das
Bundesgericht die Entscheidung bestätigt

hat?
Es wäre eine Verharmlosung, all die

Fälle von Berufsbehinderungen immer
noch isoliert auf lokaler Ebene zu
betrachten, wo sich jeweils überängstliche
Borniertheit durchgesetzt hätte. Wenn
etwa die Liberale Partei Emmen 1975
(zur Nichtwahl von vier der POCFI
angehörenden oder nahestehenden Lehrern

versicherte: «Wir haben keine
Vorurteile gegen politisch anders gesinnte
Lehrpersonen, sind jedoch nicht bereit,
für Leute einzustehen, welche unser
demokratisches Staatswesen gefährden»,
so heisst das nichts anderes, als dass
gegen alle - verbalen - Bedenken und
rechtsstaatlichen Zusicherungen doch
die politisch vergiftete Luft (W.
Muschg) durchschlägt.

Dass die Praxis der pauschalen
Gesinnungsrepression administrativ oder
gesetzlich verankert werden soll, ist nur
eine logische Konsequenz der Propaganda

und der damit erzeugten
Stimmung. Das «Schweizerische Soldatenbuch»

sagt: «Im Heerwesen hat die
Demokratie ihre Grenzen.»

In der schweizerischen Demokratie
aber, so ist hinzuzufügen, hat das Heerwesen

keine Grenzen: Zu einem
Zeitpunkt, wo über die Hälfte aller Schweizer

die Einführung eines Zivildienstes
bejaht (Umfrage des Zürcher «Tages-
Anzeigers»), wo das Parlament
grundsätzlich gewillt ist, auf eine entsprechende,

mit 62 000 Unterschriften
versehene Initiative einzugehen, wird die
Einstellung zum Militär zum Kriterium,
das mehr zählt als jede fachliche Qualifikation.

Es bleibt die Frage, ob dies als
schleichende Militarisierung zu bezeich¬

nen ist oder aber ob hier erst die Spitze
eines Eisbergs von politischer Gewalttätigkeit

zum Vorschein kommt: Einstellung

zum Militär ist leichter zu erfassen
als «Weltanschauung». Wie aber, wenn
dies der erste Schritt zu einem Radika-
len-Erlass bundesdeutschen Musters ist?

Hier wurde jener Ton angeschlagen,
den auch Hans A. Hubers «Geistige
Landesverteidigung im revolutionären
Krieg» manifestiert: «Wir müssen aber
auch die Gefahr erkennen, die von den
Kryptokommunisten ausgeht, den Mit-
-ufeiläufern, Rückversicherern, intellektuellen
Opportunisten und weltfremden Schwärmern

Ich meine vor allem jene
Hochschulprofessoren, Theologen, Lehrer,
Juristen, Ärzte usw., welche dank ihrer
Intelligenz und Überzeugutißskraft die
Mittel besitzen, eine grosse Gefolgschaft,
vor allem junger Leute zu verführep. Der
Kampf gegen diese Leute setzt wiederum
Bereitschaft aller einsichtigen Bürger
voraus, aktiv mitzuhelfen, wo immer
diese Personen auftreten und wirken

...»
1st man zunächst versucht, solche

Apelle als einsame Rufe von Aussensei-
tern auf verlorenen Posten abzutun, so
kann EMD-Chef Rudolf Gnägi den
Zweifler eines Besseren belehren. Zum
1. August 1967 bat er öffentlich: «Möge

es uns vergönnt sein, alles Defätistische,
Unschweizerische und Fremde, das unserem

Wesen nicht angepasst ist,
auszumerzen und zu überwinden.»
Eine Interpretation dessen lieferte «Der
Schweizer Soldat» (Nr. 10, 30. Juni
1969), als er verdeutlichte: «Die
Dienstverweigerer von heute sind die Defätisteni
und Anpasser von morgen. Bazillen sind
schliesslich nur unter einem Mikroskop
sichtbar, gleichwohl kann ihr Auftreten
verheerende Folgen zeitigen.» Sie wirken

«wie Spaltpilze im Volksganzen».
Wie entschieden diejenigen sind, die

derartige Krankheitsgefahren beobachten,

zeigte auch die Schutzaufsicht des
Kantons Schwyz, aus der 1970 zu
vernehmen war: «Es ist unsere Pflicht, diese
Gammler und Langhaarigen auszurotten,

denn sie sind eine ernste Gefahr
für die Menschheit.» Solche Äusserungen

sind lange Zeit allenfalls mit Spott
aufgenommen worden, viel zu lange hat
man überhört, wie von oben her in diese
Richtung indoktriniert wird.

Eine andere Arbeit
zuweisen

Natürlich zeichnen sich dabei unsere
Militärs besonders aus, denn sie waren
und sind es ja, die ihre Aufgabe und
ihre Interessen gefährdet sehen:
«Eindeutig steht fest, dass man versucht, die
künftigen Wehrmänner, die Sekundär-,
Real-, Gewerbe- und Mittelschüler
frühzeitig zu beeinflussen, ja zu indoktrinie-
ren, um im Verlaufe der Zeit immer
mehr Feinde unserer Sache in die Armee
zu infiltrieren, um ihre geistige
Widerstandskraft von innen her auszuhöhlen.»
(Divisionär Laurenz Zollikofer,
Kommandant der Felddivision 6, beim
Divisionsrapport 1971). Oberst Braschler
zieht im gleichen Jahr wieder einmal die
Konsequenz aus solcher Einschätzung,
indem er fragt: «Warum wagen wir es
nicht, energisch gegen Erzieher und
Beamte, die der östlichen Ideologie huldigen,

vorzugehen, sie zu entfernen und
ihnen eine andere Arbeit zuzuweisen?»
(ASMZ, August 1971).

Immer wieder gibt Rudolf Gnägi
seinen Segen zu solchen Aufforderungen.
Hatte die «Allgemeine Schweizerische
Militärzeitung» schon zur Wahl des
Dienstverweigerers, Militärkritikers und
ehemaligen Lehrers Arthur Villard
bemerkt: «Ernstlich beschäftigen müsste
uns, dass Kriegsdienstverweigerer trotz
ihrer kriminellen Handlung in den
Nationalrat gewählt werden» (ASMZ,
Nr. 12, 1971), so urteilte der EMD-
Chef im März 1972, er begrüsse den
Entscheid, dass Villard nicht m die
Militärkommission aufgenommen werde.
(Beide Auslassungen mussten später
zurückgenommen oder bagatellisiert wer- als die Hauptschuldigen des Volksauf-
den, da sie dann doch ein bisschen zu Standes. Viele wurden suspendiert und
deutlich das Gemeinte ausdrückten.) entlassen, andere zur Auswanderung ge¬

zwungen, zu hohen Freiheitsstrafen
verwes» -m-» » i A m urteilt oder ermordet. Mit Verfügungen
Ol© M©pr©SSIOn Mât 1 raCfltlfM «betreffend die vor Berufung, vor allen

m. Anstellungen usw. über die politische
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Angst ist, was Weifet.
Wird ein Lehrer entlassen, aus politischen

Gründen, wegen Dienstverweigerung,
so kann er damit rechnen, dass

sein «Fall» in der Öffentlichkeit einigen
Staub aufwirbelt. Was nach den
Pressekonferenzen, den Unterschriftensammlungen,

den Kampagnen geschieht, wenn
der betreffende" Lehrer "eine neue Stelle
suchen muss, bleibt zumeist verborgen.
Nicht zufällig, denn die meisten finden -
wenn überhaupt - nur eine Stelle um
den Preis absoluten Stillseins und
Wohlverhaltens. «das konzept» hat einige
entlassene Lehrer über die «Schwierigkeiten

danach» befragt. Antworten, für
die Zeitung zumindest, sind schwer zu
erhalten. Die meisten fürchten, dass die
Erwähnung ihrer Namen, ihrer neuen
Stellen neue Schwierigkeiten und
Anfeindungen schafft. Lehrer Erwin Steiner

beschreibt seine Situation so:
Die Angst, den Brotkorb und den

Wunschberuf zu verlieren und keine
Arbeit mehr zu finden, ist heute bei der
Repression ein zentrales Moment. Mit
dieser Einschüchterung arbeitet, die
Repression hauptsächlich: Ahnlich
Denkende werden unterdrückt und ihre Ideen
im Keime erstickt.

Ich gehe davon aus, weil ich in meinem

Fall (Berufsverbot im Kanton
Zürich wegen Militärdienstverweigerung
und antimilitaristischer Tätigkeit) im letzten

Jahr und auch jetzt noch diesen starken

seelischen wie wirtschaftlichen
Druck verspüre, den die direkte Repression

in mir auslöst:
Nachdem das Berufsverbot einmal

ausgesprochen war, suchte ich monatelang

eine Stelle und fand vorerst einfach
nichts in der Umgebung. In einer staatlich

anerkannten Privatschule in Zürich
zum Beispiel drückte man mir gleich den
Stundenplan in die Hand, als ich mit den
Zeugnissen und Diplomen aufwartete.
Als ich dann wenig später ehrlicherweise
auch meinen Fall erwähnte, erlebte ich
den kalten Weg: Während zweier
Monate zog die Privatschule im Kontakt
mit der Erziehungsdirektion des Kantons
Zürich Zusagen zurück, war Versprochenes

schon vergeben und schliesslich
angeblich nichts mehr übrig. Einen
Monat später suchte dieselbe Schule in
der «Schweiz. Lehrerzeitung» zwei Lehrer.

Die ständigen Absagen deprimierten
mich zeitweise stark, weil meine
Hoffnungen auf eitie Lehrertätigkeit (als aen
Beruf, zu dem ich mühsam auf dem
zweiten Biidungsweg gefunden hatte)
immer mehr sanken. Dazu musste ich

zum erstenmal in meinem Leben beginnen,

höhere Schulden zu machen. Auch
das Stempeln, mit dem ich inzwischen
begonnen hatte, machte mir Angst. Was
würde auch nach den nur 5 Monaten
passieren, während deren man Anspruch
auf Arbeitslosengelder hatte? Im nächsten

Jahr konnte ich ausserdem nur
Arbeitslosengelder beziehen, wenn ich in
diesem Jahr mindestens 150 Tage Arbeit
nachweisen konnte.

V/as mich dagegen trotz weiteren
Absagen und scldechten Erfahrungen
immer wieder aufstellte, war die Solidarität

und Hilfsbereitschaft meiner Freunde
und Kollegen, auch der Gewerkschaft
VPOD und der Sozialdemokratischen
Partei. Mir wurde ideell wie finanziell
viel geholfen (Basisgruppe Seklehrer,
Veranstaltungen, Rechtsanwalt, Parlament,

Sammlung).
Immerhin konnte E. S. trotz «Berufsverbot»

im Kanton Zürich in der
Innerschweiz einige Aushilfsstunden geben.
Kaum besser erging es Jürg Jost, der
jetzt von «einigen Aushilfsstunden, vor
allem an Privatschulen», lebt. Eine
Anstellung als Assistent an der Universität
Zürich wurde mit dem Hinweis
abgelehnt, ein besser qualifizierter Kandidat
sei gefunden worden. Nachfragen ergaben

allerdings, dass die Erziehungsdirektion

Jost nicht hatte anstellen wollen.
«Ich habe im Kanton Zürich keine Stelle
mehr als Lehrer gefunden, ebenso nicht
in der Privatwirtschaft», resümiert Jost
die Situation.

P. V., ehemals Lehrer in einem grossen

Deutschschweizer Kanton,
_

steht
noch heute in Verhandlungen mit den
Behörden wegen seiner Abberufung.
«Es wäre äusserst problematisch gewesen»,

meint er, «in einem Jugendheim
der Deutschschweiz Arbeit zu finden».
Einschlägige Erfahrungen sind vorhanden.

Vor etwas mehr als einem Jahr ist
er an ein privates Heim gewählt worden.
Ebenso erging es U. R., auch er hat
jetzt eine Steile in einem privaten Heim.
Einzig B. W. weiss von keinen
Schwierigkeiten bei der Stellensuche zu berichten.

Seine Dienstverweigerung war kein
Hindernis für die Wahl an ein heilpäd-
agogisches Seminar.

Einige weitere Lehrer wollten keine
Stellungnahmen für «das konzept»
abgeben. «Schauen Sie», meinte einer,
«ich habe wirklich Angst, meine Stelle zu
verlieren, wenn meine jetzigen Vorgesetzten

wieder in der Öffentlichkeit von meiner

Dienstverweigerung hören.»

«Leider haben einzelne Mitglieder des
Lehrerstandes die ihnen obliegenden
Pflichten aus den Augen verloren und
nicht nur mit ihrer Beteiligung an den
politischen Parteikämpfen die gesetzlichen

Schranken überschritten, sondern
sind selbst, unter Missbrauch ihres
Amtes, so weit gegangen, ihren mit der
bestehenden Staatsverfassung nicht
übereinstimmenden Ansichten bei der unreifen

und unerfahrenen Jugend Eingang zu
verschaffen.»

Diese Worte stammen nicht aus einer
derzeit laufenden Auseinandersetzung
um die politische Betätigung des Lehrers.

Vielmehr handelt es sich um eine
«Zirkularverfügung des Ministeriums
der geistlichen, Unterrichts- und
Medizinalangelegenheiten an sämtliche Pro-
vinzial-Schulkollegien und Regierungen,
das Politisieren des Lehrers betreffend»
aus dem Preussen von 1848. Es war die
Zeit, in der - mit dem Aufkommen der
industriellen kapitalistischen
Produktionsweise - grosse Teile des aufstrebenden

Bürgertums ihre Interessen ge-

staafstreïi...
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Komitee, dem vor allem Kantonsräte
der SVP und des Freisinns nebst den
Nationalräten Hans Ulrich Graf (rep.)
und Werner Leutenegger (svp.) angehören,

wird vom freisinnigen Kantonsrat
Theodor Rüegg präsidiert (nicht zu
verwechseln mit seinem Bruder Hans
Rüegg, Nationalrat).

Von einer konzertierten Aktion mit
Gilgen will Rüegg allerdings nichts wissen:

«Es gibt ja Leute, die behaupten,
ich hätte einfach von Gilgen abgeschrieben,

aber das stimmt nicht. Ich kenne
Gilgen nur vom Sehen, er ist ja auch
nicht in der gleichen Partei.» Er «will
auch nicht sagen» seine - extremere -
Initiative sei nur aus taktischen Gründen

kurz nach der Debatte angekündigt
worden, um die «Grundsätze» im Kontrast

dazu als «mittlere Lösung» erscheinen

zu lassen, denn «wir haben schon
lange davon geredet».

Rüegg ist überzeugt, dass seine Initiative

beim Volk durchkommen wird.
«Wir haben viele Sympathieadressen
und Telefone bekommen; ich habe nicht
das Gefühl, auf Ablehnung zu stossen,
auch wenn die ganze Presse dagegen ist,
sogar die <NZZ>. Die Verhältnisse in der
Stadt kenne ich weniger, aber vor allem
auf dem Land haben wir viele Sympathien;

die Leute haben ja auch nicht für
die Katz Aktivdienst geleistet.»

In der Tat setzte sogar die «NZZ»
Fragezeichen und warnte, die «fragwür¬

dige Volksinitiative» verleite zu
«Pauschalurteilen», ihre politische Notwendigkeit

sei «doch erheblich in Zweifel zu
ziehen». Auch die Parteien äussern sich
verhalten. Während die Sozialdemokratische

Kantonsratsfraktion» befremden»
äussert, weist die «NZZ» schon darauf
hin, dass nur sechs Initianten dem Freisinn,

der Rest vor allem der SVP
angehören. FDP-Sekretär Erich Honegger
findet die Initiative «nicht unbedingt
nötig», und Revolutionäre, die Militärdienst

leisten, würden so ja nicht erfasst.
Rüegg dazu: «Bei allem, was wir schaffen,

ist etwas unvollständig.» Die Partei
hat er nicht gefragt: «Wir müssen so
etwas nicht machen, wir sind da
demokratischer als die Linken. Ich nehme an,
dass sie uns unterstützen, aber sie können

immer noch Stimmfreigabe be-
schliessen, wenn sie Angst haben.»
Überhaupt geben die Initianten kein
grosses Gewicht auf Parteiempfehlungen.

Da die Initiative - Rüegg hat sich
erkundigt - «juristisch verhebet», steht
den Politikern des «gesunden
Volksempfindens» wohl kein Hindernis im
Weg, mit den nötigen 5000 Unterschriften

vor das Volk zu gelangen. Wie
weiland Schwarzenbach, der entgegen allen
Parteiempfehlungen Erfolg hatte, sind
die Initianten überzeugt, einem echten
Volksbedürfnis Ausdruck zu geben.
Und dass der Boden für radikale Sau-
bermännerpolitik in Krisenzeiten fruchtbar

ist, zeigen die jüngste Schweizer
Krisenzeit, die kalten Kriegsjahre wie
auch die Wirtschaftskrisen der dreissiger
Jahre.

genüber Adel und Geistlichkeit
durchzusetzen versuchten. Diese Kämpfe
spitzten sich zu in der Februarrevolution
von 1848, in der die liberalen und
demokratisch gesinnten Kräfte für die
Ablösung der Monarchie durch die Republik

auf die Barrikaden stiegen.
Die Lehrerschaft - insbesondere auch

grosse Pädagogen wie F. Fröbel (Gründer
des Kindergartens), A. W. Diester-

weg und K. F. W. Wander (Gründer des
«Allgemeinen Deutschen Lehrervereins»)

- stand in dieser Auseinandersetzung
nicht etwa abseits, sondern

erkannte in diesem Kampf die Möglichkeit,
für die Aufhebung der politischen

und pädagogischen Bevormundung der
Schule einzutreten: «Ich bilde und
erziehe seit einem Menschenalter für die
Republik und zu ihr hin, ich bilde und
erziehe für die Ausübung der republikanischen

Tugenden» (Fröbel). Volksbildung

ist Volksbefreiung im weitesten
Sinne des Wortes» (Diesterwegl. Diese
Pädagogen waren den damals
herrschenden Kräften ein Dorn im Auge:

Schon 1844 hatte man Diesterweg
nahegelegt, seine Stelle als Seminardirektor

aufzugeben, aber trotz allen
behördlichen Schikanen vergeblich. 1847
schliesslich wurde er unter der Beschuldigung

«sozialistisch-kommunistischer
Tendenzen» seines Amtes enthoben.

Nach der Niederschlagung der
bürgerlichen Revolution von 1848 bezeichnete

der preussische König die Lehrer

Zuverlässigkeit einzuziehenden Erkundigungen»

(Minister Räumen, 1851)
wurde die Hätz gegen fortschrittliche
Lehrer fortgesetzt.

Fröbels Kindergärten wurden 1851 in
Preussen verboten, und dabei blieb es
zehn Jahre lang. Friedrich Ludwig Jahn
sperrten die preussigen Behörden gar
jahrelang ein, schlössen seine Sport-

«Die Freiheit, die sie meinen»
Als erweitertes Weissbuch über die
Repression gegen Lehrer in der Schweix
publiziert die Gewerkschaft Kuitur,
Erziehung und Wissenschaft (GKEW)
eine neue Broschüre mit dem Titel
«Die Freiheit, die sie meinen». Z-Ver-
iag Basel, 98 Seiten, broschiert 8 Fr.

plätze und stellten den der «Demagogie»
verdächtigen Turnvater auch nach

dessen späterer Rehabilitierung unter
Polizeiaursicht. Immer mehr richtete
sich dieser Kampf nun gegen diejenigen
Lehrer, die sich'auf die Seite des
wachsenden Industrieproletariats stellten. Sie
konnten nicht wortlos zusehen, wie die
Kinder dieser Bevölkerungsschicht
tagtäglich «materielle und geistige Not» in
die Schulstuben mitschleppten.

«Liebe zum Vaterland»
Mit dem «Sozialistengesetz» von 1875

sollten dann die Sozialisten, unter ihnen
auch viele Pädagogen, mundtot gemacht

« ti eifältige £ebr«r. «

„flieget, Chindc. das isd) o eine vo dene Jöl/.le. wo bi sctlitfcm UJätler gange ga

spaziere, anstatt z schatte; s' wird däidi so nc donners Sozialdemokrat si!"

werden. Speziell auf die Lehrer abgezielt

war die Ordre vom 1. Mai 1889 des

preussischen Königs Wilhelm II. an die
Schulen:

«Schon längere Zeit hat Mich der
Gedanke beschäftigt, die Schule in ihren
einzelnen Abstufungen nutzbar zu
machen, um der Ausbreitung sozialistischer

und kommunistischer Ideen
entgegenzuwirken. In erster Linie wird die
Schule durch Pflege der Gottesfurcht und
der Liebe zum Vaterland die Grundlage
für eine gesunde Auffassung auch der
staatlichen und der gesellschaftlichen
Verhältnisse zu legen haben. Auch kann
ich mich der Erkenntnis nicht verschlussen,

dass in einer Zeit, in welcher die
sozialdemokratischen Irrtümer und
Einstellungen mit vermehrtem Eifer verbreitet

werden, die Schule zur Förderung der
Erkenntnis dessen, was wahr, was wirklich

und was in der Welt möglich ist,
erhöhte Anstrengungen zu machen hat.»

Nur knappe 50 Jahre später waren es
die Juden, die Kommunisten, die Sozialisten

und Humanisten - darunter
wiederum eine Anzahl von Schulreformern

-, die das Land verlassen mussten oder
aber in den KZs zu Tode gebracht wurden.

In seiner Publikation «Radikale im
öffentlichen Dienst» schreibt Bernd
Engelmann: «Die Opfer waren fast
immer diejenigen, die sich durch <Zu-
rückforderung der Denkfreiheit>, durch
mangelnde Bereitschaft zu Kritik-, Ge-
sinnungs- oder Glaubensverzicht als

<untragbar> erwiesen hatten. Zuerst
waren es die liberalen Demokraten, die
verfolgt wurden, dann die Sozialisten,
bei denen schon eine vermutete Sympathie

für die verbotene SPD zur
Nichteinsteilung oder Amtsenthebung
ausreichte; seit dem 9. November 1918
werden die Kommunisten in Deutschland

<gemassregelt>, und nicht selten
kamen sie dabei zu Tode.»

Macht vor Rechtauch

in der Schweiz
Die Kriminalisierung und Verfolgung
von Andersdenkenden in der Zeit der
grossen Krise hat auch vor unseren
Grenzen nicht haltgemacht. Einige
Beispiele aus den Jahren 1932 bis 1937
zeigen das.

1932 konnte es geschehen, dass ein
katholischer Pfarrer in Oberwinterthur
einen Schüler, der am 1.-Mai-Umzug
teilgenommen hatte, vor sich niederknien
liess und ihn mit Faustschlägen
traktierte; dass die Sekundarschulbehörde
von St. Gallen beschloss, alle Schüler
und Lehrer hätten das Defilee der 6.

Division anzuschauen. Dies ist das

Klima, in dem der Bundesrat am 3.
Dezember 1932 den Ausschluss der
Kommunisten aus dem Bundesdienst be-
schliesst. Der schweizerische Faschismus,

der noch als Rechtsflügel der
Freisinnigen agiert, hat damit den ersten
wichtigen Schritt zur Repression der
Linken getan.
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Faschismus an der chilenischen Universität

Die organisiert© Demontage der
chilenischen Kultur

Mit 30 gegen 0 Stimmen und bei 7 Enthaltungen hat
der Exekutivrat der Unesco im September zum
Ausdruck gebracht, dass die Situation in Chile «äusserst
besorgniserregend» ist. Er hat eine Resolution
verabschiedet, in der er bedauert, dass den Vertretern der
Menschenrechtskommission der Zugang zu chilenischem

Territorium verwehrt wurde. Der gleiche Text
verlangt von den chilenischen Behörden, alle Massnahmen

zu ergreifen, damit die Menschenrechte respek¬

tiert und das kulturelle Leben und die Durchführung
des Unterrichts in normaler Weise gewährleistet werden.

Muss man noch festhalten, dass dieser Aufruf von
der Junta natürlich nicht befolgt wird? Es wird andere,
viel energischere Schritte brauchen, damit Erziehung,
Wissenschaft und Kultur in Chile ihre Rechte wieder
erhalten. General Pinochet und seine Freunde haben
wohl verstanden, dass ihre brutale und brüchige
Gewalt eine strenge Kontrolle aller Aktivitäten verlangt.

Nach der Ermordung von Salvador
Allende wurden zahlreiche Lehrer und
Studenten, die seit langem auf der
schwarzen Liste der zukünftigen Junta
standen, festgenommen, gefoltert oder
«verschwanden» ganz einfach - was lei-

vss
Verband der
Schweizerischen
Studentenschaften
Erlachstrasse 9
3012 Bern
Tel. (031) 23 28 18

der keine Zweifel über ihr Schicksal zu-
lässt. Andere, die den Massenhinrichtungen

entkamen, sind immer noch
eingesperrt. Andere wieder konnten rechtzeitig

fliehen und das Land verlassen.
Andere wurden schliesslich ohne Erklärung

vom Unterricht entlassen oder

lebenslänglich von den Universitäten
verbannt.

Diese massive Säuberung betraf 40%
der Lehrer der Primär- und Mittelschulen;

in den Universitäten betraf sie nach
gewissen Quellen 25%, nach anderen
35 % der Professoren. Es ist wahrscheinlich,

dass diese Prozentsätze auf den drei
Unterrichtsstufen steigen werden. Denn
die Säuberung hat nicht aufgehört: sie ist
im Gegenteil eine permanente Institution
geworden.

Während dieser Säuberungswelle ent-
schloss sich die Junta, die Gehälter der
Lehrer auf der niedrigsten Stufe der
Beamtengehälter anzusetzen. Wie man sich
vorstellen kann, handelt es sich hier um
eine kollektive Züchtigung reinster
Hitlerscher Tradition. Wenn der chilenische
Lehrer bestraft wird, so deshalb, weil
die Junta glaubt, er habe eine bedeutende

Rolle in der Verbreitung «neuer
Ideen» gespielt.

Gewerkschaften
helfen den Studenten

Dank den Verhandlungen, die der VSS-Vorstand mit den Gewerkschaften
VPOD (Verband des Personals öffentlicher Dienste) und der GBH (Gewerkschaft

Bau und Holz) geführt hat, ist es den Studenten nun möglich, sich
bei den Arbeitslosenkassen dieser Arbeitnehmerorganisationen zu versichern.
Die Kasse wird von der GBH betrieben. Der VPOD unterhält jedoch einen
Vertrag mit der GBH, wonach sich seine Mitglieder bei der GBH-Kasse
versichern können. Grosszügigerweise hat nun der VPOD den versicherungswilligen

Studenten die Türen geöffnet und lässt sie via VPOD der Kasse
beitreten:

Arbeitslos während oder nach dem Studium - was tun?
Werkstudenten:

• Mind. 20 Std./Woche regelmässig arbeiten, bei
Lehrern die Hälfte des üblichen Pflichtstundenpensums

an dieser Schule
e Nachweis erbringen, dass während der letzten
365 Tage regelmässig 20 Std./Woche gearbeitet
wurde. Abziehen davon kann man bezahlte
Ferientage und bis zu 50 Arbeitslosentage

Absolventen (von Hochschulen, Lehrersemina-
rien, Technika u. ä.)
« Innert 3 Monaten nach Abschluss der Ausbildung

anmelden
« Kein Nachweis vorheriger Arbeit nötig
• Anmeldefrist verlängert sich um die Dauer von

• Militärdienst oder bei sprachlicher Weiterbildung
im Ausland
• Man muss sich der Arbeitsvermittlung uneingeschränkt

zur Verfügung stellen
• Kopie des Lizentiats od. entspr. Abschluss
beilegen

Abbrecher
« gleich wie die Absolventen (Kopie der
Exmatrikulation)

Achtung: Gilt für alle!

o Anmeldeformulare sind auf den Studentenschaften

oder beim VSS erhältlich

0 Bei Anmeldung innert 3 Monaten (für
Absolventen und Abbrecher) verkürzte Wartefrist von
1 Monat. Für Werkstudenten (normal) 6 Monate

• Prämie monatlich 3 Fr. für Abbrecher, 4 oder 5
Fr. für alle übrigen je nach Einkommen •

® Leistungen: während 150 Tagen pro Kalenderjahr,

d. h. 25.Wochen pro Jahr, erhält man:- •••

ohne Unterstützungspflichten (Ledige) 65%
des versicherten Verdienstes, max. 52 Fr. pro
Tag
mit Unterstützungspflichten (Verheiratete)
70% des versicherten Verdienstes, max. 56
Fr. pro Tag
Abbrecher: max. 26 Fr. bzw. 28 Fr. pro Tag
Grundentschädigung + Zulagen (für Kinder
und Ehefrau) zusammen höchstens 85% des
versicherten Verdienstes

• Beilagen bei der Anmeldung nicht vergessen!

Studenten
helfe» de» Gewerkschaften

Die 47. Sitzung des Delegiertenrates (DR) des VSS gab am 27. Februar in
Ölten grünes Licht für eine Unterstützung der SGB-Petition «Berufsbildung
muss mehr sein als Ausbildung zum <JOB>». Der Antrag des VSS-Vorstandes,
wonach die Sektionen Unterschriften sammeln sollen, wurde einstimmig
angenommen. Dies dürfte das erste Mal sein, dass in der Schweiz die Studenten
die Gewerkschaften nicht nur verbal, sondern durch Tat aktiv unterstützen.
Am 25. Mai soll eine breite Sammelaktion für die Petition durchgeführt werden.

Auf die Folge dieser Massnahme
brauchte man nicht lange zu warten:
eine bestimmte Anzahl Lehrender,
angewidert durch diese «Riickversetzung»,
zieht es vor, im Ausland Stellen zu
suchen, die ihrem Abschluss eher
entsprechen.

Bildung nicht gefragt
Das Widersinnige der Erziehungspolitik

der Junta erscheint hier voll in seiner

blinden Stupidität: Durch ihre
repressiven Massnahmen organisiert sie
selbst die Flucht der chilenischen
Intelligenz. Tatsächlich nimmt der Auszug
der Wissenschaftler alarmierende
Proportionen für die Zukunft der Wissenschaft

in Chile an: Die Abteilungen für
Biologie, Mathematik und Physik der
Universität Chile haben jeden Monat
weniger Professoren und werden bald
funktionsunfähig sein.

Andererseits sind gewisse Disziplinen
bei der Junta von vornherein so schlecht
angeschrieben, dass die Seminare, in
denen sie unterrichtet wurden, in einigen
Fällen ganz einfach aufgehoben wurden.
Es handelt sich um Politik- und
Wirtschaftswissenschaft, die Institute für
Journalismus, Pädagogik und
hauptsächlich Soziologie, das schwarze Schaf
der Junta. Die Vorlesungen in Soziologie
sind überall gesamthaft gestrichen worden,

ausser an der katholischen Universität
Santiago, wo sie für das richtige

Gedankengut alle Garantien boten.

Lernst Du auch
Feinmechaniker?

Zeichnung
aus «'ran» DGB

Wir werden im nächsten «konzept» in der VSS-Spalte noch näher auf Sinn
und Unsinn der Berufsbildung eingehen.

Ein Einstehen des Dachverbandes der Studentenschaften für eine ausgebaute

Berufsbildung scheint uns nicht nur gerechtfertigt, sondern dringend
notwendig. Zu lange war Bildung einer intellektuellen Elite vorbehalten, und
der Rest, wohlvermerkt die grosse Mehrheit, musste sich mehr oder weniger
mit Ausbildung begnügen. Es kann deshalb nicht Aufgabe des VSS sein, die
standesmässigen Privilegien mit aller Gewalt zu verteidigen. Vielmehr scheint
uns eine gewerkschaftliche Solidarität mit andern Teilen der Jugend vordringlich.

Dass eine attraktive und breite Berufsbildung auch auf die Universitäten
Auswirkungen haben dürfte, wird aus dem Petitionstext klar ersichtlich. Müssen

doch die Lehrkräfte für die Berufsbildung auch an den Universitäten
ausgebildet werden, um die «jungen Menschen nicht nur auf die berufliche Laufbahn

vorzubereiten, sondern auf das Leben, auf ihre Stellung in der Gesellschaft

als Staatsbürger, Erzieher und Konsument». Somit wird sich auch für
etliche Studenten die Frage nach Inhalt und Umfang der Berufsbildung stellen.

VSS/es

Chile - 30 Monate danach
Man sollte meinen, dass der Militärputsch in Chile eigentlich genügend diskutiert

worden ist. So dass sich der VSS da nicht auch noch einschalten muss.
Uns geht es jedoch nicht darum, das Thema Chile auch noch aufzunehmen
und in den weltweiten Protestchor gegen die Verletzung der Menschenrechte,
die illegalen CIA-Aktivitäten usw. einzustimmen. Solches ist ausserdem bei
unserer neutralen Obrigkeit verpönt. Es ist auch nicht das zentrale Anliegen
eines Verbandes, wie es der VSS ist.
Wenn wir uns aber doch solidarisieren mit den chilenischen Studenten und
einen Tag organisieren, um auf die Zustände an den chilenischen Bildungsanstalten

aufmerksam zu machen, so liegt das durchaus im Rahmen der
Verbandstätigkeit. Was an den chilenischen Universitäten vorgeht, darf uns nicht
kühl lassen. Unabhängig von der persönlichen Weltanschauung und über
politische Grenzen hinweg müssen Zustände, wie sie in Chile im Bildungssektor
und anderswo vorherrschen, verurteilt werden.
Wir vom VSS wollen keine einseitige Politik machen. Wir möchten aber, dass
sich die Studenten der «ältesten Demokratie der Welt» auch zur Demokratie
und einem adäquaten Bildungssystem bekennen. In Chile ist im Moment"
weder das eine noch das andere vorhanden.
Deshalb haben wir für den

7. Mai 1976
(30 Monate nach dem Putsch) einen

Solidaritätstag
mit den chilenischen Studenten

organisiert. Voraussichtlich werden uns am 8. Mai die meisten europäischen
Universitäten folgen.
Überzeugt haben uns nebenstehender Artikel aus «Le Monde Diplomatique»
und die in der letzten Zeit auch in der Schweizer Presse auftauchenden
Schreckensmeldungen. Uns scheint es an der Zeit, dass sich die Schweizer
Studenten klar vom heutigen chilenischen Bildungsverständnis distanzieren.

KSS- Vorstand

von einer Person präsidiert wird, die
direkt von der Junta ernannt wurde.
Dieser «fiscal», der permanent an der
Universität tagt, sammelt Denunziationen,

leitet die Untersuchungen, verhört
die Verdächtigen und entscheidet ohne
Einspruch über ihr Schicksal, seien es
Professoren, Studenten oder
Verwaltungspersonal. Wenn man bedenkt,
dass, wer in Chile heute an der Universität

entlassen wird, anderntags
eingesperrt, gefoltert, auf unbestimmte Zeit
interniert werden oder «verschwinden»
kann, dann wird man begreifen, dass die
Anwesenheit eines «fiscal» an jeder
Universität nicht dazu beiträgt, das
Studium zu erheitern.

Wenn man diese Texte liest und über
diese Massnahmen nachdenkt, wird
einem die Geisteshaltung der Junta klar:
Im Grenzfall gilt, wer auch immer
studiert, gefährdet den Staat. In jeden offenen

Geist dringen schlechte Ideen ein.
Lesen heisst schon sündigen.

Bücherverbrennungen
und...

An der Universität Chile kauft die
«senorita encargada de nuestra biblio-
ieca» (die Bibliothekarin) keine Bücher
mehr: Sie stellt eine Liste derjenigen
Bücher auf, die auf den Scheiterhauren
sollen. Ihre Auswahl ist, so kann man
wohl sagen, sehr katholisch, da auf ihrer
Liste die «Politischen Parteien» von
Maurice Duverger und «Die neue
Industriegesellschaft» von John K. Galbraith
aufgeführt sind.

Die Junta hat beim Drucker einen
Aufsatz beschlagnahmen und vernichten
lassen mit dem Titel «Ideal der
Geschichte». Dies obwohl der Autor alle
Garantien bot: Claudio Orego,
christdemokratischer Ex-Abgeordneter, der mit
Erbitterung gegen Allende gekämpft
hatte. Was war denn eigentlich sein
Vergehen? In seinem Buch untersuchte
er die Verantwortung des Faschismus im
Zweiten Weltkrieg. Keine einzige Zeile
bezog sich darin auf Chile, aber die
Junta fand es nicht ziemlich, dass man
im Hause des Gehängten vom Strick
spricht.

...Zensur
Selbst die Päpste werden zensuriert.

Den Journalisten wurden mündliche
Befehle erteilt, die heikelsten Stellen aus
«Quadragesimo Anno», «Mater et
Magistra», «Populorum Progressio et
Rerum Novarum» nicht zu zitieren.
Gewiss, Päpste sind nicht Marxisten, aber
sie haben zufällig, wenn auch nur in sehr
verschleierter Form, die grossen sozialen

Probleme unserer Zeit angeschnit-
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Auch wenn sich noch niemand daran
gemacht hat, die Geologielehrbücher
mit dem Unterricht der Genesis in
Einklang zu bringen, so hat man sich hingegen

sehr besorgt gezeigt um den
Geschichtsunterricht, der von einem
Regime, das die Vergleiche scheut, als
gefährlich und explosiv betrachtet wird.
Vorsichtige Scheren haben im Lehrplan,
der in Chile unserem Maturpensum
entspricht, den ganzen Zeitabschnitt von
1891 bis zum 11. Sept. 1973 herausgeschnitten,

d. h. 82 Jahre chilenischer
Geschichte, von denen die jungen
Gymnasiasten von Santiago und von anderen
Orten überhaupt nichts mehr erfahren
dürfen. Wer weiss, welche Gedanken
diese Periode der Vor-Junta in ihnen
wecken könnte, sogar wenn sie «richtig
unterrichtet» würde! Besser ist also hier
— wie anderswo - die saneta simplicitas
der Unwissenheit.

Militärs statt
¥/issenschafti@r

Die Autonomie der Universitäten ist
eine weitere Gefahr, die die Junta
schnell erkannte: Von den Professoren
gewählte Universitätsräte oder Rektoren

wurden aufgelöst beziehungsweise
entmachtet. Uncf da die Lehre eine zu
ernste Sache ist, um sie in Händen von
Zivilisten zu lassen, wurden Generäle
oder Admirale an die Spitze der Universitäten

gestellt. Diese höheren Offiziere
unterstehen dem Erziehungsminister,
der selbst Admiral ist. Sie kumulieren
die ganze Macht, die vorher in Händen
der gewählten Rektoren und der
Universitätsräte war.

Die wichtigste Macht der ernannten
Rektoren ist natürlich, die Reinheit des
Geistes zu überwachen. Aber in dieser
Aufgabe wird der General oder Admiral
von einem «fiscal» unterstützt oder
aufgeklärt. Ein «fiscal» ist ein Gericht, das

Seminar des VSM und des VSS

NC? NC!
Die Probleme um die Aufnahmekapazitäten der medizinischen Fakultäten
sind - wie mittlerweile allgemein bekannt - weit davon entfernt, gelöst zu
werden. Im Gegenteil: An einigen Orten liebäugeln die Verantwortlichen
offensichtlich mit der Einführung eines Numerus clausus bereits für das
Wintersemester 1976/77.
«NC für Mediziner» - das leider zum Hauptinhalt hochschulpolitischer
Diskussionen gewordene Stichwort, das aber nur eine der krisenhaften Entwicklungen

im Hochschulwesen etikettiert - beschäftigt jedoch nicht allein die Bil-
dungs-, sondern auch die Gesundheitspolitik: Wie viele Ärzte werden benötigt,

wer setzt ihre Anzahl fest, was aarf die Gesundheitsversorgung kosten
usw. usf.
Dies sind Fragen, die um die NC-Problematik aufgeworfen werden und denen
sich das Seminar unter dem Titel

Numerus clausus, Medizinerausbildung und
Gesundheitspolitik
widmet.

Datum: 22. Mai in Bern

Teilnehmer: alle Studenten, die sich dafür interessieren

Um den Organisatoren einen Uberblick über die zu erwartene Teilnehmerzahl
verschaffen zu können, bitte untenstehenden Talon bis 8. Mai an den

VSS. Dokumentationsmaterial (Arbeitsunterlagen) und ein genaues
Programm (ebenfalls vorhanden auf den Studentenschaften) wird dann rechtzeitig

zugesandt. VSM/VSS

Name, Vorname-

Adresse

Studienrichtung-

Universität
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1933, im Jahr von Hitlers Machter-
freifung, wird der Genfer Lehrer André
ihrler wegen einer Artikelserie, in der

er die wahren Ursachen der Schiesserei
in Genf auf Antifaschisten enthüllt hat,
vom Regierungsrat entlassen. Gleich
darauf aber wird er von der sozialistischen

Wählermehrheit in den Stadtrat
gewählt. Im März erlässt der Gemeinderat

von Richterswil ZH die Bestimmung,

die Kommunisten seien sofort
aus dem Gemeindedienst zu entlassen.
Der Anlass dazu: das Gemeindepersonal

hatte sich dem VPOD angeschlossen.
Auf der anderen Seite stellen sich

kurz nach der hitlerschen Machtergreifung
die Fraktionen der Zürcher

Freisinnigen und der Bauernpartei geschlossen

gegen das Verbot des Regierungsrats,
Hakenkreuzfahnen an Privathäusern

aufzuhängen. Der Präsident der
Zürcher Freisinnigen, Dr. H. Weisflog,
ruft am Parteitag im Mai aus: «Wir sind
mit den Fronten einverstanden, wenn
sie es unternehmen, unsere Ratsäle vom
russischen Ungeziefer zu säubern. Sein
Goebbels-Wort findet lebhafte Zustimmung.

Gleichzeitig bildet an der Zürcher

Universität der Hitler-Bewunderer
und Aktivist der Nationalen Front Dr.
W. Freytag Lehrer aus.

Der Zürcher Kantonsrat diskutiert im
Sommer 1934 die «Lex Weisflog», ein
von führenden Freisinnigen vorgeschlagenes

Ausnahmegesetz zur Ausschaltung

von Beamten und Lehrern, die
einer sogenannten staatsgefährlichen
Vereinigung angehören: Gemeint sind
ausschliesslich linke Lehrer. Die
Bestimmung wird 1935 vom Volk aber
verworfen.

Der Schulrat von Glarus wählt unter
Leitung des rechtsfreisinnigen
Industriellen Jenny im Juli 1935 den
Mittelschullehrer Dr. Martin Feldmann nicht
wieder. Als Gründe werden angeführt,
dass sich der bei Schülern und Eltern
beliebte Pädagoge politisch geäussert,
dass er Disziplin und Arbeitseifer ohne
Strafen zu erreichen versucht habe, dass
er viel Wirtschaftsgeschichte - mit
sozialistischer Tendenz - gebe und
zudem neben «NZZ»-Artikeln eine

sowjetische Illustrierte als Unterrichtsmaterial

ausgeteilt habe.
Gegen sämtliche bürgerlichen Stimmen

wird Dr. Feldmann im Dezember
dann von der roten Mehrheit in der
Zentralschulpflege an die Zürcher
Gewerbeschule gewählt: Einmal ist es
gelungen, den rechtsbürgerlichen Versuch
zur Ausschaltung von sozialistisch
gesinnten Lehrern zurückzuweisen.

Einst liberal - und heute?
Im 19. Jahrhundert waren sie die

Vorkämpfer der Freiheiten und demokratischen

Rechte - die Liberalen und
Demokraten. Ihre Parteien sind grösser
geworden, die Zahl der liberalen und
demokratischen Kräfte aber wurde immer
kleiner. Nun waren es die sogenannten
Freisinnigen, die die Disziplinierung von
Lehrern verlangten und Ausnahmegesetze

gegen Fortschrittliche, linke Lehrer
durchsetzten. So gelingt es ihnen

gegen heftigen sozialdemokratischen Protest

im Kanton Zürich, einen Paragraphen
8 ins Lehrerbildungsgesetz von

1938 aufzunehmen, der besagt:
«Der Erziehungsrat ist berechtigt,

einen Lehrer wegen wiederholter schwerer

Verletzung seiner Berufspflichten,
sittlichen Verfehlungen an Minderjähri¬

gen, Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe
für eine aus ehrloser Gesinnung verübte
'Tat das Wählbarkeitszeugnis vorübergehend

oder dauernd zu entziehen.»
Diese Bestimmung hat etliche Lehrer

ihre Stelle gekostet, nicht wegen der
«Berufspflichten» oder «sittlichen
Verfehlungen», sondern wegen der angeblichen,

von der Obrigkeit definierten
«ehrlosen Gesinnung».

Gegen wen sich dieser Disziplinie-
rungsparagraph richtet, ist in der Zeit
des kalten Krieges (1956) mit der
Neufassung eindeutig geworden. Ergänzend
wurde ein Zusatz aufgenommen:
«. oder schwerer Verletzung der
Treuepflicht durch staatsfeindliche
Tätigkeit...» Und staatsfeindlich war eben
alles, was links der offiziellen SP stand.

Heute, im Zeichen der wirtschaftlichen

Rezession, nimmt die Repression
noch mehr zu, die Freiheit nimmt ab.
Die Repression im Erziehungswesen hat
ihr Vorbild in der letzten grossen Krise,
als das Bürgertum Angst hatte und sie
in letzter Konsequenz mit faschistischen
Unterdrückungsmitteln eindämmen
wollte.
Von der Redaktion bearbeiteter Text aus: «Die
Freiheit, die sie meinen .» Erweitertes Weissbuch
über die Repression gegen Lehrer in der Schweiz,
hrsg. von der Gewerkschaft Kultur, Erziehung und
Wissenschaft (GKEW), Z-Verlag, Basel 1976, 8 Fr,

Auf dem Boden
der Bundesverfassung

Die Bundesverfassung garantiert die
Meinungs-, Glaubens- und Gewissensfreiheit,

die Versammlungs- und
Vereinsfreiheit, die Freiheit der Berufswahl
und die Freiheit von Wissenschaft,
Forschung und Lehre. In gleichem Sinn
postuliert auch die von der Schweiz im
Jahr 1974 unterzeichnete Europäische
Menschenrechtskonvention:

«Jedermann hat Anspruch auf Gedanken-,

Gewissens- und Religionsfreiheit;
dieses Recht umfasst die Freiheit,
seine Religion oder Weltanschauung
einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen
öffentlich oder privat auszuüben»
(Art. 9).

Bei all diesen Rechten handelt es sich
um «negative» Menschen- oder Bürgerrechte.

«Durch sie wird die staatliche
Gewalt verpflichtet, dem einzelnen

Die organisierte
Demontage...
Fortsetzung von Seite 5

ten. Das war ein Fehler. Sogar ein Papst
kann zuviel denken. Diesem unschicklichen

Aufrühren der Probleme zieht die
Junta das Schweigen vor.

Die liberale Ketzerei kann übrigens
überall Eingang finden, sogar bei'der
Kirche. Die Organisation Opus Dei, die
die Junta inspiriert, hat auch die
katholischen Schulen nicht verschont: Man
hat auch diese «korporalisiert». Der
Konteradmiral Jorge Sweet, der als
ernannter Rektor die Zügel der
katholischen bischöflichen Universität in
fester Hand hält, hat aus Budgetgründen

152 Professoren vertrieben, weil sie
falsche Ideen hatten. Ein weiterer
Schlag ist vorgesehen: Er wird die
Anzahl der Ausgeschlossenen auf 300
erhöhen. In einigen Disziplinen, so in
Biologie, ist die katholische Universität
schon nicht mehr funktionsfähig.

Ist das nicht ideal? Ein Lehrkörper,
der sich auf eine Handvoll Professoren
beschränkt. Geschlossene Abteilungen.
Labors ohne Kredite. Und Studenten,
deren Zahl immer geringer wird. Um den
Vorgang zu beschleunigen, hat die Junta
auch beschlossen, dass sich die Universitäten

künftighin zu einem Grossteil selbst
finanzieren sollen. Deshalb musste man
die Einschreibegebühren um 1000%
erhöhen.

Der Erlass der Einschreibegebühr für
arme Studenten wurde aufgehoben und
die Stipendien durch Bankdarlehen
ersetzt, die die Banken natürlich auch
nicht jedem Beliebigen gewähren
1974 musste eine chilenische Familie
sich 300 000 Escudos abringen, damit
ihr Sohn sich an einer Universität
einschreiben konnte. Eine enorme Summe,
wenn man bedenkt, dass der Basislohn
eines Beamten 100 000 Escudos
beträgt. Die Junta hat an alles gedacht:
Die Selektion an der Universität hängt
zunächst vom Geld ab.

Aber die Jugend ist ein freimütiges
Alter, in dem sich auch der Sohn eines
Reichen linken Ideen öffnen kann. Also
hat man für den Eintritt in die Universitäten

eine Selektionskommission
geplant, deren Kriterien man erraten
kann.

Die Sefiora Pinochet, die «prima
dama» dessen, was nicht mehr die
«republica» genannt werden kann, hat
sich des Schicksals derjenigen jungen
Mädchen angenommen, die mangels
genügend Escudos eine höhere Ausbildung

nicht geniessen können. Für sie
hat sie eine Schule gegründet, die aus
ihnen tüchtige «Familienhelferinnen»
machen wird: «Kirche, Küche, Kinder».
Die Familienhelferinnen werden ihre
Dienste im Hause der Reichen oder
stundenweise zur Verfügung stellen.
Dann wird sie ausser dem Namen nichts
mehr von «Angestellten des Hauses»
oder «Putzfrauen» unterscheiden.

Allmacht der Armee
Die Militarisierung findet nicht nur

an den Universitäten statt. Sie erreicht
auch die Schulen, ob öffentlich oder
nicht, von den grössten bis zu den kleinsten.

Ein Unteroffizier oder ein Offizier,
wenn es sich um ein grösseres Institut

handelt, vertritt dort täglich die Augen
und Ohren der Junta. Dieser dekorierte
Inquisitor, der mit militärischen Stellen
in Verbindung steht, überwacht gleichzeitig

die Schüler, die Eltern der Schüler,

die Lehrer und den Rektor.
Seine Vollmacht ist sehr gross, er

kann zu irgendeiner Tageszeit an
irgendeiner Ecke der Schule auftauchen.
Er kann von der Verwaltung fordern,
dass man ihm die Lehrpläne und die
Stundenpläne aushändigt. Er kann in
irgendeine Klasse eintreten und den
Unterricht anhören. Er kann unvorhergesehen

an der Lehrerversammlung
teilnehmen. Er kann den Rektor in die
Kaserne kommen lassen, um ihm seine
Anweisungen zu geben und - falls der
Rektor sie nur halbherzig befolgt -
seine Absetzung verlangen. Die Lehrer
kann er ebenso zu jedem beliebigen
Zeitpunkt einberufen, z. B. Sonntagmorgen,

nach der Tagwache. Ihnen
kann vorgeworfen werden, in der
Unterrichtsstunde - während der Inquisitor
in den Gängen schnupperte - Worte wie
«Freiheit», «Demokratie», «Präsident
der Republik» gebraucht zu haben. Sie
können auch getadelt werden, weil sie
zu langes Haar haben oder, handelt es
sich um eine Lehrerin, weil sie
geschminkt ist oder zu viel Wert auf die
Kleidung legt.

Das sind aber nur Lappalien. Die
Hauptaufgabe des Inquisitors ist, politische

Denunziationen zu veranlassen, sie
zu sammeln und ihre Begründung zu
prüfen. Hauptsächlich in diesen
Untersuchungen wird er die Eigenschaften an
den Tag legen müssen, die man von ihm
erwartet: «Sinn für Geheimhaltung, Takt
und Urteilsfähigkeit». Sobald die
Untersuchung begonnen hat, kann sie vom
Schüler aus bis zu den Eltern gehen,
d. h. über die Grenzen der Schüfe hinaus.

Von diesem Moment an spüren alle
Chilenen das Auge der Junta auf sich.

Noch nie hat man so oft die Fahne
auf die chilenischen Schufen gehisst, wie
seitdem sie das Symbol der Tyrannei
geworden ist. Der Fahnengruss wird jeden
Montag durchgeführt, und alle Schüler
sind versammelt. Alle Schüler nehmen
obligatorisch an Kursen über «nationale
Sicherheit» teil, wo man ihnen den
Nationalismus fanatisch eintrichtert. So
hofft man, mit dem Stock, eine neue
chilenische Jugend zu prägen, die von
ausländischen Einflüssen befreit und
von Gewissensproblemen entlastet ist.
Während man die Ankunft dieser
«Pinochet-Jugend» erwartet, die mit
kurzem Haar und scharfem Blick wie
jene andere im Gänsemarsch laufen
wird, erreicht der Index der Inflation die
gespenstische Zahl von 375%. 20% der
Chilenen sind arbeitslos, und das Elend
des Volkes wurde von einem Prälaten
mit einem «langsamen Völkermord»
verglichen. Das spielt keine Rolfe.
Wenn in Chile noch etwas Geld übrig
bleibt, so weiss man, auf welche Seite es
wie Regen fällt und auf welche andere
nur in Tropfen.

Opus Dei wird stolz auf sein Werk
sein können: In einigen Jahren wird es
nicht mehr nötig sein, den Revolver zu
ziehen, wenn in Chile das Wort «Kultur»

fällt. Sie wird auf jeden Fall tot sein
und die Universität auch. Robert Merle
Aus «le monde diplomatique», Okt.

1975 Übersetzung KSS

Sensitivity training
26.-30. Juni 1976, NE-Jura

Praktische Gruppendynamik
3.-9. Juli 1976, NE-Jura

Abgestufte Teilnahmekosten.
Unterlagen bei Félix Lienert, dipl.
psych., 8962 Bergdietikon, Riedwies,

Tel. (01) 740 22 28.
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Schutz gegen ihre eigene mögliche Ein-
flussnahme zu gewährleisten» (Muschg).
Im weiteren bestimmt die Europäische
Menschenrechtskonvention, dass diese
Grundrechte in ihrer Substanz nicht
angetastet werden dürfen.

Nun lebt der einzelne jedoch - welche

Binsenwahrheit! - nicht allein auf
einer Insel oder Berghöhe, sondern in
Gemeinschaft mit anderen. Der
schrankenlosen Durchsetzung individueller
Ansprüche sind somit in jeder Gemeinschaft

legitimerweise Schranken gesetzt
•- durch die Rechte der anderen. Die
Gemeinschaft, der Staat, hat somit
einerseits die individuellen Freiheitsrechte

zu gewährleisten und zu garantieren,
andererseits gleichzeitig zu begrenzen.

Wie allerdings dieser «urliberale»
Konflikt zwischen «Freiheit» und
«Ordnung», «Freiheit» und «Einschränkung»
gelöst wird, ist eine Frage der Macht der
verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen

- und der historischen Stunde.

R/lehr Freiheit
oder mehr Einschränkung?

Für den «Liberalen», der die
wirtschaftlich mächtigen und die öffentliche
Meinung in der Schweiz beherrschenden
Kreise hinter sich weiss, stellt sich -
zumindest was die individuellen politischen
Freiheitsrechte anbetrifft - vor allem
das Problem der Ordnung, der
Einschränkung. Für den Zürcher Nationalrat

Friederich (fdp.) ist es zum Beispiel
klar, dass sich eine liberale Demokratie
ohne allzu grosse Gewissensbisse «oft
als unliberal bezeichneter Mittel» bedienen

darf und muss, «wenn sie es für den
Schutz einer freiheitlichen Ordnung für
notwendig hält».

Im Gegensatz dazu plädieren die
Liberalen, die sich mehr am
«Entstehungsgeist» der Bundesverfassung
orientieren, und die Vertreter eines
demokratischen und pluralistischen
Sozialismus für eine Maximierung der
individuellen Freiheiten und für möglichst
geringe Einschränkungen dieser Freiheiten
durch den Staat. Dies in «der Gewissheit,

dass in der Beschränkung der Freiheit,

nicht in ihrem Gebrauch, die
Gefahr für den Rechtsstaat» (Muschg) und
für die Demokratie steckt.

Also: Mehr Einschränkung
(Ordnung) oder mehr Freiheit?

Für die «Liberalen» vom Schlage
Friederichs sind im Prinzip alle politischen

Strömungen und Éewegungen, die
die Macht der wirtschaftlich herrschenden

Kreise grundsätzlich in Frage stellen
und auf eine Erweiterung der realen
Einflussmöglichkeiten des einzelnen
hinarbeiten, bedrohlich. Da diese rechtsbiir-
gerlichen «Liberalen» aufgrund ihrer
meist recht soliden parlamentarischen
Mehrheiten die schweizerische Demokratie

weitgehend beherrschen, betrachten
sie Angriffe auf ihre gesellschaftliche

und politische Macht zugleich als
Gefährdung der schweizerischen Demokratie,

mitunter als Gefährdung von Freiheit

und Demokratie schlechthin. Wer
die schweizerische Demokratie in
diesem Sinne grundsätzlich kritisiert, ist
somit «antidemokratisch». Als
«antidemokratisch» zum Beispiel betrachtet
Friederich die POCH-und offensichtlich
ganz allgemein alle links der (etablierten)

Sozialdemokratie politisch
«kommunistisch» Tätigen.

Die Diffamierung abweichender (linker)

Meinungen und die gegenüber diesen

«antidemokratischen» Gruppen und
Personen verfügten Massnahmen
(Einschränkung der Grundrechte) haben
somit primär die Funktion, eine dynamische

Weiterentwicklung, eine «Verwe-
sentlichung» der schweizerischen
Demokratie abzublocken. Eine derartig

restriktive Politik ist jedoch weder
konform mit dem «Geist» der Bundesverfassung,

noch deckt sie sich mit den Bedürfnissen

und Interessen grosser Teile der
Bevölkerung.

In die gleiche Richtung verlaufen die
Fronten in der Auseinandersetzung um
die politischen Rechte der Staatsbeamten,

im speziellen der Lehrer.
Wie auf der Ebene einer privatrechtlichen

Anstellung der «Arbeitnehmer»
gegenüber dem «Arbeitgeber», so ist
auf der Ebene einer öffentlich-rechtlichen

Anstellung der Beamte gegenüber

«So frei sind unsere Schulen»
Materialien zur Situation an Schweizer
Schulen, in «das konzept» Nr. 11/74
(«So frei sind unsere Schulen»), in Nr.
6/75 («Weissbuch über Repressions-
fälle im Erziehungssektor»), in Nr. 7/75
(«Come-back des Rohrstocks»), in Nr.
1/76 («Amtsstempel für Staatsfeinde»).
Einzelnummer 1.50. Alle Nummern
4 Fr. in Briefmarken. Zu beziehen bei
«das konzept», Rämistrasse 66, 8001
Zürich.

dem Staat der Loyalitätspflicht unterworfen.
Vom Beamten wird somit erwartet,

dass er sich gegenüber der «geltenden
Rechtsordnung» (Streiff), gegenüber
den in der Bundesverfassung niedergelegten

Grundprinzipien der schweizerischen

Demokratie loyal verhält. So
führt das Bundesgericht in einem schon
einige Jahrzehnte zurückliegenden
Entscheid aus:

«Der Beamte muss, wenn auch nicht
zu allen Einrichtungen und Zuständen,
so doch zur Grunalage des Staates, zu
seiner Idee, zu dem den Mitbürgern
gemeinsamen politischen Gedankengut eine
positive Einstellung haben; wer diese
Einstellung nicht hat, der ist noch kein
Revolutionär im Sinne eines gewaltsamen
Umsturzes, aber er gehört nicht in den
Beamtenstab. Wer den Staat in seiner
bestehenden Form überhaupt verwirft und
sogar hasst und verhöhnt, ist nicht in der
Lage, geistig und physisch diesem Staat
zu dienen, wie es von einem Beamten
verlangt werden muss.»

Doch was heisst: eine «positive
Einstellung zu den Grundlagen des Staates»
Da sich in den Augen der rechtsbürgerlichen

«Liberalen» eine «positive
Einstellung zu den Grundlagen des Staates»
primär in der Anerkennung der partikulären

rechtsbürgerlichen Demokratievorstellung

und im Verzicht auf eine
grundsätzlichere (linke) Kritik an den
rechtsbürgerlichen Machtpositionen
äussert, ist für diese Kreise ein linker

Kritiker zumindest potentiell ein
«Staatsverhöhner» und - wenn
überhaupt - als Beamter nur unter Vorbehalten

tragbar. Dies besonders in Zeiten
erhöhter Spannung und ansteigenden
Konfliktniveaus. Bedenkt man, class die
als (potentielle) «Staatsverhöhner»
inkriminierten (linken) Kritiker meist
recht fest - und zwar mit beiden Füssen
- auf dem Boden der «freiheitlich-demokratischen

Staatsordnung» (Gilgen)
stehen, so ist die von rechtsbürgerlicher
Seite praktizierte «Beamtengehirnwäsche»

im Prinzip verfassungswidrig —

dies auch dann, wenn das Bundesgericht
die Praxis der Kantone in dieser
Angelegenheit noch immer fast vollumfänglich

deckt.

Dienstverweigerer als
Beamte?

Nun mag die Meinung aufkommen:
(linke) Oppositionelle, die die schweizerische

Gesellschaft in ihrer jetzigen
Gestalt ideell kritisieren und nicht mit der
geltenden Rechtsordnung in Konflikt
kommen - so weit, so recht. Dienstverweigerer

aber haben gegen
Art. 276 StGB Verstössen und stehen
grundsätzlich die allgemeine Militärpflicht

(Art. IS BV) in Frage. Gegenüber

Beamten oder Beamtenanwärtern,
die wegen Dienstverweigerung oder
Aufforderung zu Dienstverweigerung
verurteilt worden sind, sind somit
restriktive Massnahmen berechtigt.

Kein Zweifel: Wer heute in der
Schweiz den Militärdienst verweigert
oder zur Dienstverweigerung auffordert,
verletzt einen geltenden Rechtszustand

- einen Rechtszustand allerdings, der in
den vergangenen Jahrzehnten und
verstärkt in den letzten Jahren immer wieder

heftigst diskutiert und kritisiert worden

ist. Die Frage, wie und mit welchen
Mitteln sich die Schweiz im Notfall
verteidigen kann und soll, ist heute für
weite Kreise der Bevölkerung nicht
mehr so eindeutig zu beantworten wie
noch zur Zeit des Zweiten Weltkrieges.
«Für ein aufgeklärtes Rechtsverständnis
ist der Dienstverweigerer längst kein
Verbrecher mehr» (Muschg).

Somit ist nicht einzusehen und aus
dem «Geist» der Bundesverfassung
legitimerweise auch nicht zu begründen,
wieso heute ein Dienstverweigerer, der
notabene eine meist recht erkleckliche
Freiheitsstrafe verbüsst hat, nicht genau
die gleichen Chancen haben soll, als
Beamter beschäftigt zu werden, wie
irgendeine andere, meinetwegen von 1.-
August-Pathos sprühende Person.

Rolf Nef, Konrad Fisler

Bringen Sie Ihre wissen-
Spezialisten:

sohaftliohen Arbeiten dem
g ^ zü„ch

juris Druck + 9 ^^ f 27 77 27

Semesterarbeiten
Dissertationen
tippe ich rasch, zuverlässig und
preisgünstig.
R. Hager, Waldstrasse 14
8046 Zürich
Tel. (01) 57 66 50

Bei uns erhalten Sie erotische

Filme und Magazine
(auch homophile) besonders günstig.

Ausführliche Farbprospekte
gegen 4 Fr. in Briefmarken durch
den
Plaisir-Versand, Postfach 1131,
D-7886 Murg.

Natürlich...Gauloises-Typen.
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treff®
Zürich: Welches seriöse Mädchen möchte mit
mir einen Teil der Freizeit verbringen? Bin Chemiker,

25, mit humanistischer Vorbildung. Kann mich
für (fast) alles interessieren. Chiffre 2000, Mosse-
Annoncen AG, 8023 Zürich

ZH/SG: Welches sinnliche, reife Mädchen
bringt einem schlanken, unerfahrenen, schüchternen

Studenten (21/178) die Liebe bei? Auf Deinen
Brief mit Photo warte ich sehnlichst. Chiffre 2005,
Mosse-Annoncen AG, 8023 Zürich.
Zürich: Ausländischer Student, 24/170, möchte
einen hübschen und zärtlichen Freund bis 26
kennenlernen. Jede Bildzuschrift wird beantwortet.
Chiffre 2006, Mosse-Annoncen AG, 8023 Zürich.

Suche für Indienreise in Bus einer Reisegesellschaft

reiferes Mädchen, unverheiratet. Näheres
Kennenlernen erwünscht. Bitte Photo beilegen. Bin
30, unverheiratet, 180 cm. Chiffre 1954, Mosse-
Annoncen AG, 8023 Zürich.
Ostschw. Boy, 28/182, schlank, in guter Position
tätig, sucht Kontakt zu einem intelligenten, sportlichen

Freund. Habe vielseitige Interessen und bin
für alles zu haben. Jede Bildzuschrift wird diskret
beantwortet. Chiffre 1867, Mosse-Annoncen AG,
8023 Zürich.

Strafgefangener in Deutschland, 27 Jahre alt. 178

cm gross, schlank und blond, sucht «auf diesem
nicht mehr ungewöhnlichen Weg» Verbindung mit
einem toleranten Mädchen oder einer jungen Frau
aus der deutschsprachigen Schweiz. Interessen: gute
Literatur und Musik. (PS. Bei der zu meiner
Inhaftierung führenden Straftat handelte es sich nichl
um ein ehrenrühriges Delikt.) Schreiben werden
von der Redaktion «das konzept», Rämistrasse 66,
8001 Zürich, weitergeleitet.

Kulturförderune bei Landis & Gyr

Verdammte Frauen. -
Verbannte Widersprüche

FL0L1
Wohngemeinschaften
Kauf/Verkauf
Möbliertes 4-Zimmer-Reiheneinfamilienhaus zu
vermieten. Vom 1. Juni 1976 bis 28. Febr. 1977, in
Zürich-Wollishofen. Miete 500 Fr. pro Monat. Tel.
(01)45 85 00.

ZH. Student med. sucht Zimmer in kleiner
Wohngemeinschaft (max. 4 Leute) in ruhiger Lage (evtl.
Bauernhaus). Herr Robert Ulmer, Dorfstr. 13,
8700 Kiisnacht.

Wohngemeinschaft, Raum Zürich-Enge, mit relativ
lockerem Zusammenleben, sucht zu einem
weiblichen und zwei männlichen Wesen ein weiteres
weibliches. Wohnlage nicht übermässig ruhig, aber
erträglich. Telefon 25 39 90, bis 23 Uhr.

Wer zahlt - befiehlt - und verbietet, z. B. eine Ausstellung

über den Maler Giovanni Segantini. Die
Kulturstiftung des Konzerns Landis & Gyr besteilte im Frühjahr

1975 eine neuartig didaktische Aussteilung - und
erhielt wider Erwarten eine zu fortschrittliche. Was
tun, wenn man in einer Vereinbarung die Kompetenz
für den Inhalt der Ausstellung abgetreten hat? Trotzdem

zensurieren natürlich! So geschehen im Januar
1976. Das komplette Aasstellungskonzept wurde
zurückgewiesen, weil man es «dem Verwaltungsrat
gegenüber nicht verantworten» könne. Dabei war die
Ausstellung weniger für den Verwaltungsrat gedacht,

Ferienlandschaft Engadin - von
Giovanni Segantini (1858-1899) auf die
Leinwand gebannt und mit seltsamen
Wesen bevölkert. Wen traf man dort
oben an?

Wohlhabende Bürger aus den Städten
tummelten sich auf den Engadiner Seen
beim Eissegeln, bevor sie sich im
«Palace» über den Kaviar hermachten.
Die einheimischen Bergbauern schippten

inzwischen den Schnee von der
Strasse und fegten die Curling-Bahn
glatt.

Arbeiter hatten so gut wie keine
Ferien - und nach 13 Stunden Arbeit
vielleicht auch weder Zeit noch Lust, in
der Umgebung der Städte spazierenzugehen.

Distanz also auch in der Freizeit,
wie es sich gehörte: Die einen waren
oben, die anderen blieben unten.

Segantini, wohnhaft in Maloja. malte
weder die einen noch die anderen - nur
für die anderen (seine Bilder kosteten
zwischen 5000 und 30 000 Gulden), so
z. B. «die bösen Mütter». Spazierte man
durch die Ebene des Engadins, vor dessen

leicht abgeänderter Kulisse die
Frauen schweben, würde man vergeblich

nach ihnen Ausschau gehalten
haben - neben den armen Bergbauern
hätte man nur Touristen angetroffen.

dessen Mitglieder sicherlich Originalkunstwerke in
ihren Wohnzimmern hängen haben, als vielmehr für
die Arbeiter und Angestellten des Zweigwerkes Zug.

Denen gegenüber war eine Darstellung von Kunst
nicht zu verantworten, deren Präsentation eine Verbindung

zum Alltag der Angesprochenen geschaffen hatte.

«das konzept» hat sich die verbotenen Texte und Bilder

bei den Autoren der Ausstellung angesehen und
sich besonders über das Kapitel der Ausstellung
«Segantini - Prediger der Mutterschaft und Richter
über das Liebesleben» orientieren lassen.

Giovanni Segantini: «Die bösen Mütter/die
Leinwand, Wien, Kunsthistorisches Museum.

Kindsmörderinnen», 1896,

Eime Dienstleistung des SSM zusammen mit «das konzept»:

Siw MTl
gratis kannst du in der Rubrik «Reis mit!» einen Reise¬

partner oder eine Reisepartnerin suchen.

Kommerzielle Inserate, solche mit andern Zwecken als der Suche nach Reisepartnern sowie
Chiffre-Inserate können allerdings nicht angenommen werden. (Wir verweisen dafür auf
unsere günstigen Kontakt- und Kleinanzeigen in der Rubrik «treffpunkt».)
Text sauber mit Schreibmaschine (grosser Abstand, kurze Zeilen) schreiben, maximal 35
Worte; jede Zahl gilt als 1 Wort. Längere Inserate werden gekürzt. Name und Adresse nicht
vergessen! Inserat, mit 40 Rappen frankiert, einsenden an «das konzept», Reis mit,
Rämistrasse 66, 8001 Zürich, Einsendeschiuss für die Mainummer: 7. 5. 76.

Let's travel together! Individualistin sucht Trampgefährten
(-in) für etwa 6monatigen Fernost-Trip. Idealalter 25-30.
Start möglichst bald. Esther Morf, Burgweg 5, 8008 Zürich,
Tel. 32 52 86.
Suche Begleiter(in) für eine Reise über Land nach Indien/
Südostasien. Start ca. August 76. Franz Kurer (25), Hübeli-
strasse 19, 4600 Ölten. (062) 21 09 59.

Etudiante, vingt ans, habitant à Genève, cherche compagne
de voyage pour 3 semaines à Paros du 3 au 25 juillet. Mlle
Maria Perez, 17 C chemin de l'Ecu. 1219 Genève.

Nichtstudent. 23, sucht Reisepartneriii. Ca. 7.-28. Mai. Wie,
wieviel und wohin (Griechenland), wäre gemeinsam zu
planen. Ruedi Peterli, Zypressenstrasse 50, 8004 Zürich.
Zwei unternehmungslustige Leute suchen noch Partnerinnen)

für abenteuerliche Grönlandreise mit Zelt und Kochtopf.

Ca. 4 Wochen, Juli/August. Nähere Auskunft durch
Tel. (042) 31 49 06, abends.

Gesucht Reise-Malaria-Fiebriger für Peru his Patagonien
Ende Mai-Ende Oktober. Jan Jebavy, 19, ch. du Château,
1246 Corsier, Tel. (022) 51 10 61.
Wer kommt mit dem Motorrad mit durch Jugoslawien,
Ungarn, CSSR, Polen, Österreich? Anfang Juni bis ca. Mitte
August (ca. 5 Wochen). Alois, Bergstr. 23, 8044 ZH,
47 00 46.

Suche Reisepartnerin(nen) für einen Inter-Rail-Trip quer
durch das mittlere und nördliche Europa. Termin: Juli/
August. Eigene Wünsche werden berücksichtigt. Auskunft:
Claudia (21) Tel. (01) 64 11 43.

Reiseerfahrener Nichtstudent (33) sucht Partner(in) für
ljährige Asienreise. Art: Bus, Zug. billige Hotels. Start:
Anfang Juli. E. Hirschi, Lagerweg 6, 3013 Bern, Tel. (031)
42 42 86.

Gesucht Reisepartner oder Reisepartnerin. Reisezeit
August. Bevorzugte Reiseziele: Frankreich, Korsika, Spanien

(Auto vorhanden). Mein Steckbrief: 19 Jahre ait. 1.87

gross, ziemlich schlank. Hobbies: Reisen. Autofahren, Sport,
Musik, Lesen. Meine Adresse: Thomas Messerli, b.
Bergschulhaus, 3138 Uetendorf.

Wer kommt mit zum Zeltplausch in Canet de Mar
(16. 7.-30. 7. 76)? Ich, weiblich, Jg. 54. selbständig, gut
aussehend, suche Reisepartner mit gleichen Eigenschaften.

Wohngemeinschaft
Zur Bildung einer Fünfer-Wohnge-
meinschaft in einer geräumigen 8-
Zimmer-Wohnung, suchen wir (2
3) drei o.
Lage: Würenlos (AG), 5-10 Min.
vom Bhf. Killwangen/Spreitenbach.
Sonnig, ruhig, mit kleinem Garten.
Mietzins: 1100 Fr.
Tel. (056) 74 25 56.

Ihre DISSERTATION
druckt zu vernünftigen Preisen

Ich (18, Stift) suche Reisepartnerin für 3wöchigen Jugoslawientrip

im Juli/August (evtl. auch anderes Reiseziel).
Zuschriften an Heinz Jürgens, Hauptstrasse 105, 5316 Leug-
gern AG
Ich suche für meine Reise nach Afghanistan vom 29. 9. bis
24. 10. 1976 eine Reisegefährtin, die auch Freude am
Filmen und Photographicren hat. Renato Haller, geb.
5. 11. 1947, Solothurnerstrasse 76, 4053 Basel. Tel. (061)
35 46 91.

Klevinghaus. Jan P., Heerdter Landstrasse 30, D-4000
Düsseldorf 11 (20), sofort, spätestens Anfang Mai, Fernost, evtl,
Indien - Seychellen - Kenya, ca. 6-9 Monate, trampen oder
öffentliche Verkehrsmittel, evtl. Mitfahrer, fährt auch in

Dreiergruppe mit.
Ich (21) suche Reisepartner(in) für Siidostasientrip. Start:
Mitte September 76. Dauer: 6 Monate oder länger (je nach

Geld). Fortbewegungsmittel: die billigsten (Zug, Autostopp.
Bus usw.). Schreibe an Martin Kohler, Mindstrasse 8, 3006
Bern.

Gärtnerlehrling, 18 Jahre, sucht Reisepartner(in) für
gemeinsame Pfianzenexkursion in wärmere Länder. Reiscart:
Interrail ab 10.7. oder 17. 7. Wenn möglich mit kleinerem
Zelt. Zuschriften an Sven Kohler, Wildbachstrasse 16, 4500
Solothurn.
Ich möchte noch in der 1. Jahreshälfte durch Asien trampen.
Dazu suche ich eine(n) Reisebegleiter(in). Ich bin völlig
unabhängig. Ich kann mich deinen Reiseplänen, -daten, -zielen
anpassen. Wenn du interessiert bist, schreibe an Andy
Wiesinger, Hauptstrasse 50, 4132 Muttenz.

Mir zwei Globetrotter wand im Summer für zwei Wuche
nach Barcelona. War fahrt eus hi und zrugg? Tel. (071)
27 08 05. Dankä fürs Telefon!
Student (23) mit Auto sucht unkomplizierte(n) und
unternehmungslustige^) Reisepartner(in) für Nordland- oder
Gricchenlandreise, ca. 20. Juli—8. Aug. 1976. K. Hediger,
Kirchenfeldstrasse 61, 3005 Bern.

Suche Partnerin od. Partner für Weltreise über USA, Japan,
Indonesien. Dauer: Mai-Oktober. Zusammentreffen unterwegs

möglich. Kontaktadresse Edwin Meier, Stacher Sve
708, Gear Street, Dalena, Illinois 61 036, USA, Tel.
815 777/051.1.

Warum hängt dann die Frau auf dem
Bild im Baum? Schon kurz nach Segan-
tinis Tod wusste man das auch nicht
mehr so genau: in einem Lexikon von
1907 wird vermutet, dass es sich um
Frauen handle, «deren Leichen nach
dem Rückgang einer Überschwemmung
in den Kronen von Weidenbäumen
hängengeblieben sind». Wenn auch aus dem
Jahr 1896 keine solche Überschwemmung

bekannt ist, so könnte Segantini
vielleicht eine andere Flut gemeint
haben, diejenige aus Sünden und
Samen, in der die Frauen angeblich
geplantscht haben: «Als ich die schlechten
Mütter strafen wollte und die eitlen und
unfruchtbaren Wollüstigen, malte ich
die <Strafe im Fegfeuer>» (siehe Abb.) -
so Segantini.

Die Moral: Frauen, die so viel Lust
um der Lust willen geniessen und diese
nicht mit den Strapazen einer Geburt
und Kinderaufzucht bezahlen wollen,
sollen auf ewig in die Eiswüste verbannt
werden und dort frieren und schlottern,
statt sich in mollige Daunenfedern von
Hotelbetten kuscheln zu können.

Welche Frauen sind nun abgebildet,
welche angesprochen? Die Arbeiterinnen?

Sie "hatten solche Bilder nicht
nötig, denn sie hatten die Hölle schon
im Alltag: 12mal schwanger in einem
Leben, 14 Stunden Arbeit an einem
Tag. Für sie galt nicht diese Kunst - die
kämpferischsten organisierten sich in
Arbeiterinnenvereinen, um sich gegen
die Männer im allgemeinen una die
Kapitalisten im besonderen zur Wehr zu
setzen.

Hat es Segantini dann etwa auf die
Bürgerfrauen abgesehen? Denen ging es
zwar besser als ihren Schwestern in 'den
Fabriken, sie durften aber nicht viel
mehr tun als ebenfalls gebären, dem
Haushalt vorstehen — und präsentieren.
Auch einige von innen kämpften in
Vereinen für aas Frauenstimmrecht und
berufliche Anerkennung. Sie eroberten
sich den Zugang zu den Universitäten
und begannen, akademische Berufe
auszuüben.

Die Frauen sind im Alltag aus den
Männerdomänen nicht mehr fernzuhalten

und beginnen, in jeder Hinsicht ein
eigenes Leben zu führen, sehr zum
Missfallen von Segantini: «Unsere
gegenwärtige bürgerliche Gesellschaft
zeugt leider nur Frauen mit kranken
Nerven, die mehr eitle Puppen als gute
Mütter und treue Gefährtinnen des
Mannes sind.» Liegt es da nicht nahe,
sie wenigstens moralisch in die bildliche
Eiswiiste zu spedieren?

Segantini verurteilt die «Kindsmörderinnen»

moralisch, nicht ästhetisch. In
diesem symbolistischen Bild wird das
Böse nicht mit einem Symbol des
Bösen, etwa der Hässlichkeit, zum
Ausdruck gebracht, vielmehr in solch
verführerischer Schönheit, mit wehenden
vollen Haaren, halbdurchsichtigen
Phantasiegewändern und eher
sinnlichen als sinnend-büssenden Gesichtszügen.

dass man meinen könnte, der
maiende Moralapostel hätte sich wohl
ganz gerne selber einmal verführen
lassen.

Darf man nun die Widersprüche:
Mutterschaft und Sexualität, Industriestadt

und Natur, Ferien und Arbeit,
Arbeit und Kapital an einem Bild von
Segantini aufzeigen? Als eine in diese
Widersprüche massgeblich verwickelte
Partei hat der Konzern Landis & Gyr
Angst davor: Seine hauseigene
Kulturstiftung gab beim Schweizerischen Institut

für Kunstwissenschaft (SIK) Zürich
eine didaktische Ausstellung in Auftrag,
die Segantini den Arbeiterinnen und
Arbeitern von Landis & Gyr - einem
eher museumungewohnten Publikum -
vorstellen sollte.

Zwei Kunsthistoriker wurden dafür
engagiert Bei der Arbeit stiessen sie in
jeder Bildecke auf all die genannten
"Widersprüche, welche in der geplanten
Ausstellung hätten aufgezeigt werden
sollen. Das Kapital in Form der
Kulturstiftung der Firma mochte diese
Verunsicherung seinen «Arbeitnehmern»
nicht zumuten, legte ein totales Veto ein
gegen das fertige Aussteliungskonzept
und verbannte es damit in die Schubladen

der Autoren. Das SIK «verabschiedet»

die Bearbeiter und produziert eine
Ersatzausstellung, die vermutlich am
26. 3. 76 mit einem Galaakt feierlich
eröffnet wird.

Warum hat Landis & Gyr Angst vor
den Widersprüchen? Weil Verwaltungsratspräsident

Dr. A. C. Brunner-Gyr
(FDP) bei den letzten Nationalratswahlen

aus der grossen Kammer verbannt
worden ist - «von seinen eigenen
Arbeitern».

Oder meint Landis & Gyr, dass die
Arbeiterinnen und Arbeiter auch ohne
die Ausstellung am eigenen Leib genug
Widersprüche erleben können: den
zwischen Voll-Arbeit und Kurz-Arbeit,
zwischen Arbeit und Arbeits-losigkeit?

Angst nicht nur vor der Ausstellung,
sondern auch vor der Veröffentlichung
ihrer Entstehungsgeschichte: Eine
vertraglich vereinbarte gemeinsame
Presseerklärung des SIK und der beiden
Autoren wird vom SIK nicht abgegeben,
weil das «die Innerschweiz nicht interessiert».

Wenn sich nun, wie geschehen,
die Innerschweizer Presse doch interessiert

und recherchiert, so scheut der
vielgeplagte Sekretär der Stiftung nicht
die Mühe, in Kenntnis eines Artikelmanuskripts,

das ihm zur Stellungnahme
vorgelegt worden war. sofort nach
Luzern zu fahren. Dort spricht er
persönlich bei. einer höheren Instanz der

Glosse

Wann endlich
kommt die UHV?

Sie haben es getragen, Jahr für Jahr, und
können es tragen nicht mehr. Die
Unternehmer. Das Risiko nämlich. Wer kennt
schon die Mühe und Last dieser Minderheit,

die jene Bürde auf den Schultern
trägt, jährlich eine grössere, (Vor allem,
weil sie im Hosensack keinen Platz
hätte.) Und nun ist es so weit gekommen,
dass sie von der grossen Mehrheit an die
Wand gedrückt werden. Da ist halt dem
einen oder anderen der Schnauf
ausgegangen. Hat einfach nicht mehr gekonnt.
Hat sich zurückziehen müssen. Und wer
kennt ihr Schicksal? In ihren Villen im
Tessin. Auf ihren Jachten im Mittehneer.
Auf den Kanarischen Inseln oder in
Südamerika. Ja manch einer von ihnen hat
sogar einen Teil (zum Teil einen beachtlichen

solchen) des Risikos gleich
mitgenommen. Wohl aus Verantwortung. Und
da stehen ihre Seitlicher vor den Fabriktoren

und halten Maulaffen feil. Arbeiten
jetzt überhaupt nicht mehr!

Wo bleibt da die Menschlichkeit, wo
die Regierung? Heute, wo jeder schon
genug verdient, ohne kaum eine Hand zu
rühren, ist es geradezu anachronistisch,
um nicht zu sagen: ausbeuterisch, dass

jenen, die wirklich etwas unternommen
haben, keine grössere Sicherheit zuteil
wird. Darum hat sich ein Komitee gebildet,

das vom Bundesrat die sofortige
Schaffung einer UHV fordert, einer
Unternehmer-Hilfs- Versicherung. Getragen
werden sollte sie von der grossen Mehrheit,

damit die Demokratie auf ihre
Rechnung kommt. Nur so kann, wie sich
das Komitee ausdrückt, dem «urschweizerischen

Gebot des Schutzes von
Minderheiten» volle Geltung verschafft werden.

Wahrlich ein Gebot der Stunde.
Barbara Bauz

Freiwillige Beiträge von verantwortungs-
bewussten Schweizer Bürgerinnen und
Bürgern können ab sofort auf das Konto
des «Komitees pro UHV» einbezahlt
werden (Vermerk «UHV»): PC 80-
3762b

Zeitung vor und versucht, auf den Artikel

Einfluss zu nehmen.
PS. Das SIK erklärte sich inzwischen

bereit, wenn irgend möglich auch die
zensurierte Ausstellungsfassung zu
realisieren. Der dann mögliche Vergleich
kann spannend werden!

Ernst Schlaginhaufen

dasbensept Tip
In dieser Spalte stellt die Redaktion lesenswerte

Publikationen ausserhalb der kommerziellen

Produktion vor.

Das andere Italien
«Weil wir davon ausgehen, dass Du
nicht nur wochenlang in Gemäldegalerien

und Ruinen herumsteigen willst,
versuchen wir als Ergänzung notwendige
und nützliche Informationen über aie
aktuelle wirtschaftliche, politische und
soziale Lage Italiens sowie konkrete
Reisetips zu geben und auf Vorbereitungsmöglichkeiten

hinzuweisen.» So leitet
der SSR sein neues 92seitiges «anderes
Reisehandbuch» ein. Die Broschüre ist
von Norden nach Süden aufgegliedert,
von der vernachlässigten Reisestadt
Milano zum Mezzogiorno, von wo die
meisten unserer Fremdarbeiter
ausgewandert sind. Neben Grundsatzinformationen

über bestimmte Städte und
Regionen finden sich vor allem kon-
krele Angaben zu Verkehrsmitteln,
Unterkunft, Buchhandlungen, Zeitungen,
Kinos und die Beschreibung von elf
interessanten Eisenbahnlinien Italiens.

«Eine Italienreise beginnt in der
Schweiz» meinen die SSR-Leute und
bieten u.a. mit ihren Literatur- und
Plattentips gleich Vorbereitungsmöglichkeiten

an.
«Italien - das andere Reisehandbuch»

zu beziehen für 3 Fr. in Marken und
Retourcouvert beim SSR, Postfach
3244, 8023 Zürich.

Das Italien-Reisehandbuch des SSR
kann - wie auch die Informationsbroschüren

«Griechenland» und
«Eisenbahntips» - bei der Studentischen
Buchhandlung, Rämistr. 66, 8001 Zürich,
gekauft werden.

Ruedi Gysin AG Haus der Reproarafie
Im eisernen Zeit 31. 8057 Zürich.Telefon 01/6016 66

H Filiale 8050 Zurich-Oerlikon:
ugostrasse 2 / Ecke Schwamendingenstrasse.Telefon01/46 22 33

Komîakt-
inserate
Wie machst Du ein
Kontaktinserat?
Kein Problem:
Mittelteil des
«Konzepts» herausnehmen,

nach links
unten schauen
siehst Du; Talon auf
Seite 2.

bei DM

DISSERTATIONEN Expl. pro Seite

70 3.30 p
druckt exzellent von DIN A4-Vorlage

auf DIN A5-Format

BÖNECKE
3392 Clausthal-Zellerfeld

100
150
200
300

3.45
3.65
3.80
4.25

Fach 29 Ruf 05323/3525

I Frachtverbiiugung
I Raster billigst!

itieiKffi-Jaio-ifef
an 7.M na* New York Fr. 531.

SCHWEIZERISCHER
STUDENTENREISEDIENST

Bitte schickt mir nähere
Name :

Informationen :

Vorname :

Strasse :

PLZ/Ort:
Coupon an: SSR-VL, Postfach 3244, 8023 Zürich kzt
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Coupon-

Ich möchte gerne eine Zeitung kennenlernen,
die mir nach wie vor einen Studentenrabatt
von 30% gewährt.

Schicken Sie mir bitte den Tages-Anzeiger
2 Wochen lang gratis.

Ich möchte den Tages-Anzeiger abonnieren.
(Die ersten 2 Wochen sind gratis.)

Ich wünsche folgende Zahlungsart:

monatlich Fr. 6.45
vierteljährlich Fr. 18.55
halbjährlich Fr. 36.75

Li jährlich Fr. 72.80

Name:

Strasse:

PLZ, Ort:

Bitte ausschneiden und senden an:
Tages-Anzeiger. Vertriebsabteilung
Postfach, 8021 Zürich

DerTages-Anzeiger
lässt Sie mit ihren Büchern

nicht allein.
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